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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. Dezember 1953 

6 - 50103 - 2936/53 VII 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 
(Haushaltsgesetz 1954) 

nebst Begründung sowie den 

Entwurf einer Ergänzungs Vorlage"'*) der Bundes- 
regierung zum Entwurf eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1954 

mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 
Die Entwürfe des Gesamtplans und der Einzelpläne"''*') des Bundes- 
haushaitsplans 1954 siind diesem Schreiben als Anlagen beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 117. Sitzung am 18. Dezember 1953 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu vorbezeichnetem 
Gesetzentwurf und dem Entwurf der Ergänzungsvorlage der 
Bundesregierung Stellung genommen. Seine Bemerkungen, Empfeh- 
lungen und Änderungsvorschräge sind zusammen mit der Stellung- 
nahme der Bundesregierung dazu in synoptischer Darstellung als 
weitere Anlage beigefügt. 


Dr. Adenauer 


■'*■) Die Ergänzungsvorlage ist gemäß der Anregung des Bundesrates in die Anlagen 
zum Entwurf des Haushaltsgesetzes eingearbeitet. § 1 des Gesetzentwurfs 
enthält die durch die eingearbeitete Ergänzungsvorlage geänderten Abschluß- 
zahlen. 

Einzelpläne als Sonderdruck verteilt 


Druck: Bonner Unlversitäts-Budidruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger. Bad Godesberg. Rheinallee 20, 
Telefon 3551 
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Entwurf 

eines Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1954 (Haushaltsgesetz 1954) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Bundes- 
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1954 wird in 
Einnahme und Ausgabe auf 

27 113 660 100 Deutsche Mark 
festgestellt, und zwar 

im ordentlichen Haushalt auf 

25 104 425 900 Deutsche Mark an Einnahmen 
und auf 

25 104 425 900 Deutsche Mark an Ausgaben, 
im außerordentlichen Haushalt auf 

2 009 234 200 Deutsche Mark an Einnahmen 
und auf 

2 009 234 200 Deutsche Mark an Ausgaben. 

§ 2 

(1) Innerhalb der einzelnen Kapitel können im 
Bedarfsfälle verwendet werden (gegenseitige Dek- 
kungsfähigkeit): 

1. bei Titel 104 a erzielte Einsparungen zur 
Verstärkung der bei Titel 104 b veranschlag- 
ten Mittel und umgekehrt; 

2. bei Titel 201 a erzielte Einsparungen zur 
Verstärkung der bei Titel 201 b veranschlag- 
ten Mittel und umgekehrt; 

3. bei Titel 207 a erzielte Einsparungen zur 
Verstärkung der bei Titel 207 b veranschlag- 
ten Mittel und umgekehrt. 

(2) Innerhalb der einzelnen Kapitel können im 
Bedarfsfälle verwendet werden (einseitige Deckungs- 
fähigkeit); 

1. bei Titel 101 erzielte Einsparungen zur Ver- 
stärkung der bei Titel 103 und Titel 104 
veranschlagten Mittel; 

2. bei Titel 103 erzielte Einsparungen zur Ver- 
stärkung der bei Titel 104 veranschlagten 
Mittel; 

3. bei Titel 205 erzielte Einsparungen zur Ver- 
stärkung der bei Titel 204 veranschlagten 
Mittel; 

4. bei Titel 108 erzielte Einsparungen zur Ver- 
stärkung der bei Titel 217 veranschlagten 
Mittel. 

(3) Gegenseitig deckungsfähig sind die übertrag- 
baren Mittel folgender Titel, und zwar nach näherer 
Maßgabe der Jeweiligen Haushaltsvermerke: 

Kapitel 10 02, Titel 531 und 662 

Kapitel 10 02, Titel 532 und 663 

Kapitel A 10 02, Titel 531 und 604 

Kapitel 1111, Titel 530, 531, 532 und 533 
Kapitel A 12 02, Titel 601 und 891 
Kapitel 12 03, Titel 304 und 

Kapitel 12 04, Titel 304 
Kapitel 32 05, Titel 680 und 681 

Kapitel 60 02, Titel 530 und 600 

Kapitel A60 02, Titel 531 und 601 

(4) Die Mittel des Einzelplans 35 sind gegenseitig 
decfcungsfähig und übertragbar. 


(5) Die Mittel des Einzelplans 11 sind nach den 
besonderen Haushaltsvermerken dieses Plans 
deckungsfähig. 

§ 3 

Die in Höhe von 3 vom Hundert des Grundgehalts 
bisher gewährten örtlichen Sonderzuschläge werden 
den Beamten des Bundes und der in Artikel 130 des 
Grundgesetzes bezeichneten Verwaltungsorgane und 
Einrichtungen sowie den entsprechenden Empfängern 
von Versorgungsbezügen in der bisherigen Höhe 
weitergewährt. 

§ 4 

(1) Alle Ausgabeansätze des Plans des ordent- 
lichen Haushalts sind nur mit einem um 4 vom Hun- 
dert niedrigeren Betrag bewilligt. Das gilt nicht für 
die aus zweckgebundenen Einnahmen zu leistenden 
Ausgaben. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann eine 
Befreiung des einzelnen Haushaltsansatzes von der 
4prozentigen Kürzung zulassen, wenn die Ausgabe 
bis zur vollen Höhe des Ausgabeansatzes wegen 
einer internationalen Rechtsverpflichtung oder aus 
ebenso unabweisbaren Gründen zwangsläufig ist. 

§ 5 

(1) Verfügungen über Ausgabemittel, die bei ein- 
zelnen Titeln des Haushaltsplans als „gesperrt" be- 
zeichnet sind, sowie über die Ausgabemittel des 
außerordentlichen Haushalts bedürfen der Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen ist ermäch- 
tigt, die Inanspruchnahme von Mitteln für bestimmte 
Ausgabetitel oder für Gruppen von solchen von sei- 
ner Zustimmung abhängig zu machen, soweit die Ent- 
wicklung auf der Einnahme- oder Ausgabeseite es 
erfordert. 

§ 6 

übersteigt bei einem Einnahmetitel der Betrag der 
tatsächlich aufgekommenen Einnahmen den Haus- 
haltsansatz und können auf Grund eines Haushalts- 
vermerks bei einem übertragbaren Ausgabetitel in 
Höhe dieser Mehreinnahmen Ausgaben geleistet 
werden, so dürfen, abweichend von § 73 der Reichs- 
haushaltsordnung, die Beträge solcher Mehreinnah- 
men, die bis zum Schluß des Rechnungsjahres für die 
Zwecke der Ausgabetitel nicht verwendet worden 
sind, in der Haushaltsrechnung als Ausgaberest und 
zugleich als Mehrausgabe nachgewiesen werden. 

§ 7 

Bei Anwendung des § 30 a der Reichshaushalts- 
ordnung ist der Betrag von 30000 Deutsche Mark 
durch einen Betrag von 50000 Deutsche Mark zu 
ersetzen. 

§ 8 

(1) Wird ein planmäßiger Beamter im dienstlichen 
Interesse des Bundes mit Zustimmung seiner ober- 
sten Dienstbehörde bei einer öffentlichen internatio- 
nalen oder supranationalen Organisation unter Fort- 
fall der Dienstbezüge verwendet, so kann der Bun- 
desminister der Finanzen für diesen Beamten im 
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Einzelplan der abgebenden Dienstbehörde eine Leer- 
stelle der bisherigen Besoldungsgruppe des Beamten 
ausbringen. Die Ausbringung ist nur zulässig, wenn 
die Verwendung voraussiciitlidi länger als ein Jahr 
dauert und ein unabweisbares Bedürfnis für die 
Neubesetzung der von dem Beamten innegehabten 
Planstelle gegeben ist. 

(2) Bei einer Wiederverwendung im Dienste des 
Bundes ist der Beamte in eine freie oder in die 
nächste freiwerdende Planstelle seiner Besoldungs- 
gruppe bei seiner Dienstbehörde einzuweisen; mit 
der Einweisung entfällt die Leerstelle. Bis zur Ein- 
weisung in eine freie Planstelle ist er auf der Leer- 
stelle zu führen, sofern nicht eine Einweisung in eine 
sonstige freie Planstelle des Bundeshaushaltsplans 
erfolgt; solange er auf der Leerstelle geführt wird, 
dürfen, soweit erforderlich, die hierdurch entstehen- 
den Mehrausgaben in Abweichung von § 33 Abs. 1 
der Reichshaushaltsordnung ohne besondere Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen über die 
Ansätze des Haushaltsplans hinaus geleistet werden. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann ferner 
mit Zustimmung des Haushaltsausschusses des Deut- 
schen Bundestages im Einzelplan der zuständigen 
Dienstbehörde Planstellen für Beamte ausbringen, 
deren Verwendung demnächst bei einer bestehenden 
internationalen oder supranationalen Organisation 
beabsichtigt ist. Für den Fall, daß Ersatz für Beamte 
gewonnen werden soll, die in Zukunft bei einer be- 
stehenden oder erwarteten Organisation dieser Art 
verwendet werden sollen oder die durch Teilnahme 
an internationalen oder supranationalen Konferen- 
zen länger als ein Jahr an der Erfüllung ihrer dienst- 
lichen Aufgaben verhindert sind, können auf die 
gleiche Weise Planstellen ausgebracht werden. Von 
der Einholung der Zustimmung des Haushaltsaus- 
schusses darf nur abgesehen werden, wenn die Maß- 
nahme keinen Aufschub duldet; in diesem Falle ist 
der Haushaltsausschuß unverzüglich zu unterrichten. 

(4) über den weiteren Verbleib der durch den 
Bundesminister der Finanzen ausgebrachten Plan- 
stellen ist in dem nächsten Haushaltsplan zu ent- 
scheiden. 

§ 9 

|1) Die Deutsche Bundespost wird verpflichtet, die 
im Rechnungsjahr 1954 fälligen Zinsen für die Aus- 
gleichsforderung zu übernehmen, die der Postspar- 
kasse auf Grund von § 10 der Zweiten Durchfüh- 
rungsverordnung (Bankenverordnung) zum Dritten 
Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens (Umstel- 
lungsgesetz) gegenüber dem Bund zusteht. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche 
Bundespost werden verpflichtet, ein Drittel von den 
im Rechnungsjahr 1954 fälligen Zinsen für die Aus- 
gleichsforderung zu übernehmen, die der Bank deut- 
scher Länder auf Grund von § 10 der Zweiten Durch- 
führungsverordnung (Bankenverordnung) zum Drit- 
ten Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens (Um- 
stellungsgesetz) gegenüber dem Bund zusteht. Das 
zu übernehmende Drittel wird im Verhältnis 3 : 2 
auf die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche 
Bundespost aufgeteilt. 

(3) Soweit die Deutsche Bundesbahn und die Deut- 
sche Bundespost nach den Absätzen 1 und 2 zur 
Übernahme von Zinsen verpflichtet werden, sind die 
Zinsverpflichtungen ausschließlich aus den Sonder- 
vermögen der Deutschen Bundesbahn und der Deut- 
schen Bundespost zu erfüllen. 


§ 10 

Bei der Übertragung von Aufgaben aus dem Ge- 
schäftsbereich eines Verwaltungszweiges in den Ge- 
schäftsbereich eines anderen können mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen die Mittel und 
Planstellen auf die neu zuständige Haushaltsstelle 
übertragen werden. Dem Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages ist jeweils Kenntnis zu geben. 
Die Vorschriften des § 36 a der Reichshaushaltsord- 
nung bleiben unberührt. 

§ 11 

Die Vorschriften des § 75 der Reichshaushaltsord- 
nung finden im Rechnungsjahr 1954 keine Anwen- 
dung. 

§ 12 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
zur vorübergehenden Verstärkung der Betriebsmit- 
tel der Bundeshauptkasse Mittel bis zur Höhe von 
3000000000 Deutsche Mark im Wege des Kredits 
zu beschaffen. 

§ 13 

(1) Die dem Bundesminister der Finanzen durch 
§ 15 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1953 (Bundesge- 
setzbl. II S. 159) erteilte Ermächtigung zur Beschaf- 
fung von Geldmitteln im Wege des Kredits zur Dek- 
kung von Ausgaben des außerordentlichen Haushalts 
für das Rechnungsjahr 1953 bleiben bis zum 31. März 
1955 wirksam. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, zur Deckung von Ausgaben des außer- 
ordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1954 
Geldmittel im Wege des Kredits, dessen Nennbetrag 
die Summe von 1 233 754 200 Deutsche Mark nicht 
überschreiten darf, zu beschaffen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, Geldmittel im Wege des Kredits, dessen Nenn- 
betrag die Summe von 512 000 000 Deutsche Mark 
nicht überschreiten darf, 

a) zur Erstattung eines Teils der Aufwendun- 
gen der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung für Ar- 
beitslosenfürsorgeunterstützungen 

oder nötigenfalls 

b) zur Abdeckung eines Teils der den Trägern 
der Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Rentenversicherung der Angestellten 
nach dem Rentenzulagengesetz vom 10. Au- 
gust 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 505) zu er- 
stattenden Mehraufwendungen 

zu beschaffen. 

§ 14 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu erlassen. 

§ 15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

§ 16 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1, April 1954 
in Kraft. 
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Begründung des Entwurfs 
des Bundeshaushaltsgesetzes 1954 


A. Vorbemerkungen 

Der Entwurf des Bundeshaushaltsgesetzes 1954 
entspricht im wesentlichen dem Haushaltsgesetz 

1953. Die in ihm enthaltenen Vorschriften stellen 
bewährte Bestimmungen der Haushaltswirtschaft 
des Reiches und des Bundes dar. Besondere ge- 
setzliche Neuerungen waren bei der Aufstellung 
des Gesetzentwurfes nicht zu berücksichtigen. 
Es ist versucht worden, gewisse Bestimmungen 
an Hand der Haushaltspraxis und der in der 
Zwischenzeit gewonnenen Erfahrungen in der 
Formulierung zu vervollkommnen. 

Der Ausgleich des Bundeshaushaltsplans 1954 ist 
nur unter besonderen Schwierigkeiten gelungen. 
Der Entwurf des Haushaltsgesetzes spiegelt diese 
Schwierigkeiten vor allem in dem neuen § 4 
wider. Dort ist die vom Bundeskabinett beschlos- 
sene prozentuale Kürzung aller Haushaltsansätze 
niedergelegt. Die Einführung einer 4prozentigen 
Kürzung nötigte dazu, für das Rechnungsjahr 1954 
die bekannte lO-v.-H.-Sperre aufzuheben. 

B. Einzelbegründung 

Zu § 1: Der Wortlaut des § 1 mit Ausnahme der 
Zahlen ist gegenüber dem Vorjahre unverändert. 

Zu § 2: Die Vorschrift enthält die Fälle der ein- 
seitigen und gegenseitigen Deckungsfähigkeit 
von Haushaltsmitteln des Bundeshaushaltsplans 

1954. In Absatz 1 ist die gegenseitige, in Ab- 
satz 2 die einseitige Deckungsfähigkeit geregelt. 
Die Formulierungen sind ptäziser als im Vor- 
jahre. 

Absatz 3 bis 5 nennen die Fälle der Deckungsfä- 
higkeit übertragbarer Mittel. Die Deckungsfähig- 
keit kann in diesem Fall nach § 31 RHO. nur durch 
das Haushaltsgesetz zugelassen werden. Im Ge- 
gensatz zu der Praxis des Vorjahres sind im Haus- 
haltsgesetz die Einzelfälle genannt. 

Zu § 3: Unverändert. 

Zu § 4: § 4 des vorjährigen Haushaltsgesetzes 
enthielt die Bestimmung, daß über 25 v. H. der 
durch den letzten Haushaltsplan bewilligten 
Planstellen nur mit Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen verfügt werden durfte. 
Auf diese Befugnis kann im Rechnungsjahr 1954 
verzichtet werden, nachdem die Bewilligungen 
von neuen Planstellen auf das äußerste Maß ein- 
geschränkt worden sind. 

Der neue Text des § 4 regelt die Abwicklung der 
eingangs genannten prozentualen Kürzung des 
Haushaltsansatzes 1954. Die Formulierung bringt 
zum Ausdruck, daß daä Haushalts-Soll (abge- 
sehen von den aus zweckgebundenen Einnahmen 
zu leistenden Ausgaben) um die zu kürzenden 
4 V. H. gemindert worden ist. Der Bundesminister 


der Finanzen soll befugt sein, eine Befreiung von 
dieser Kürzung zuzulassen, wenn der volle Haus- 
haltsansatz zur Erfüllung von internationalen 
Rechtsverpflichtungen oder zur Leistung ähnlich 
zwangsläufiger Ausgaben benötigt wird. 

Zu § 5: Von der sonst üblichen Sperre von 
10 V. H. der Haushaltsmittel für Sachausgaben 
und Allgemeine Ausgaben muß im Rechnungs- 
jahr 1954 angesichts der in § 4 verordneten pro- 
zentualen Kürzung Abstand genommen werden. 
Absatz 1 des § 5 enthält damit die Bestimmung, 
die in dem vorjährigen Haushaltsgesetz durch 
§ 5 Abs. 2 getroffen war. Sie ist sachlich unver- 
ändert; das gleiche gilt von dem bisherigen 
Absatz 3 des § 5, der nun Absatz 2 wird. 

Zu § 6: Unverändert. 

Zu § 7: Sachlich unverändert. 

Zu § 8: 1.) Die in § 8 d^s vorjährigen Haushalts- 
gesetzes ausgebrachte Bestimmung kann ent- 
fallen, da eine besondere gesetzliche Regelung 
der Materie angestrebt wird. Schon im Vorjahre 
war diese gesetzliche Regelung geplant, ließ sich 
aber zeitlich nicht mehr bewerkstelligen. 

2. ) Die Absätze 1, 2 und 4 des vorjähri- 
gen § 9 (jetzt § 8) bleiben unverändert. 

3. ) In dem bisherigen Absatz 3 muß klar- 
gestellt werden, daß es sich (im Gegensatz zum 
2. Satz des Absatzes 3) um eine bereits beste- 
hende internationale oder supranationale Organi- 
sation handelt, bei der der Beamte verwendet 
werden soll. Durch Satz 2 wird klargestellt, daß 
eine Planstelle auch in denjenigen Fällen be- 
willigt werden kann, in denen ein Ersatz für 
Beamte gewonnen werden muß, die in Zukunft 
bei einer bereits bestehenden oder künftig zu 
erwartenden Organisation verwendet werden 
sollen. Da im Falle des Absatzes 1 Planstellen 
nur bewilligt werden können, wenn die Verwen- 
dung des Beamten bei der internationalen oder 
supranationalen Organisation voraussichtlich 
länger als ein Jahr dauert, mußte die gleiche 
Zeitdauer folgerichtig auch für die Planstellen 
nach Absatz 3 gewählt werden. 

Zu § 10 des Vorjahres: Im vorjährigen Haus- 
haltsgesetz war in § 10 die Festsetzung der Ab- 
lieferungen der Deutschen Bundespost vorge- 
sehen. Die Vorschrift kann entfallen, nachdem 
das Postverwaltungsgesetz vom 24. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 676) sowohl die Abliefe- 
rungspflicht wie die Höhe der Ablieferungen und 
der Abschlagszahlungen regelt. 

Zu § 9: Unverändert (im Vorjahr § 11). 

Zu § 10: Unverändert (im Vorjahr § 12). 
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Zu § 11; Durch das vorjährige Haushaltsgesetz 
war in § 13 für die Dauer des Rechnungsjahres 
1953 die Vorschrift des § 75 RHO. außer Kraft 
gesetzt. § 75 RHO. regelt die haushaltsmäßige 
Behandlung des rechnungsmäßigen Defizits des 
jeweiligen Bundeshaushaltsplans. Im Bundes- 
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1954 läßt 
sich ebenso wie im Vorjahre mit Rücksicht auf 
den durch das Grundgesetz vorgeschriebenen 
Haushaltsausgleich (Artikel 110) der rechnungs- 
mäßige Fehlbetrag der Vorjahre nicht berück- 
sichtigen. Der Bundesregierung erscheint es ver- 
tretbar, die Vorschrift des § 75 RHO. für ein 
weiteres Rechnungsjahr außer Kraft zu setzen. 

Zu § 12; Unverändert (im Vorjahr § 14). 

Zu § 13; Absätze 1 und 2 (im Vorjahr § 15) ent- 
sprechen mit Ausnahme der Zahlen der Fassung 
des Haushaltsgesetzes 1953. 

Absatz 3 ist neu. Da dem Bund nicht genügend 
Deckungsmittel zur Verfügung stehen, um — wie 
im Artikel 110 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes 
zwingend vorgeschrieben — den Haushalt in Ein- 
nahmen und Ausgaben auszugleichen, ist er wie 


im Vorjahr genötigt, den Trägern der Sozialver- 
sicherung, die über erhebliche Kassenüber- 
schüsse verfügen und diese Mittel wertbeständig 
anzulegen pflegen, einen Teil ihrer Erstattungs- 
ansprüche gegen den Bund durch die Zuteilung 
von verzinslichen und amortisierbaren Schuld- 
buchforderungen abzugelten. Die Bestimmung 
des § 13 Absatz 3 ermächtigt daher den Bundes- 
minister der Finanzen, Geldmittel im Wege des 
Kredits, dessen Nennbetrag die Summe von 512 
Millionen DM nicht übersteigen darf, zur Er- 
stattung eines Teils der Aufwendungen der Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung für die Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützungen oder — falls die Bundesanstalt 
die Schuldbuchforderungen nicht in der benötig- 
ten Höhe übernehmen kann — durch die Zu- 
teilung von Schuldbuchforderungen an die Ren- 
tenversicherungsträger der Arbeiter und Ange- 
stellten zur Abdeckung eines Teils der nach dem 
Rentenzulagengesetz vom 10. August 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 505) zu erstattenden Mehrauf- 
wendungen zu beschaffen. 

Zu §§ 14 bis 16; Unverändert (im Vorjahr §§ 
16 bis 18). 
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Anlage zum Entwurf 
eines Haushaltsgesetzes 1954 


Entwurf 

Gesamtplan 

des 

Bundeshaushaltsplans 

1954 



Gesamtplan des 


Kap. 

Bezeichnung 

Fortdauernde 

Einnahmen 

DM 

Einmalige 

Einnahmen 

DM 

Gesamt- 

einnahmen 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

0101 

01 

Bundespräsident und Bundespräsidialamt 

Bundespräsident 




01 03 

Bundespräsidialamt 

10 200 

1 500 

11700 


Zusammen 

10 200 

1 500 

11700 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

10 200 

1 500 

11700 

02 01 

02 

Deutscher Bundestag 

Deutscher Bundestag 

50 000 

5 000 

55 000 

02 03 

Bundesversammlung 

— 

— 

— 


Zusammen .... 

50 000 

5 000 

55 000 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

50 000 

5 000 

55 000 

03 01 

03 

Bundesrat 

Bundesrat 

18 700 


18 700 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

18 700 

— 

18 700 

04 01 

04 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

Bundeskanzler und Bundeskanzlei 

2 900 

4 000 

6 900 


Presse- und Infonnationsamt der Bundesregierung 

1 200 

9 000 

10 200 

04 04 

Der Beauftragte des Bundeskanzlers für die mit der Ver- 
mehrung der alliierten Truppen zusammenhängenden 
Fragen 

3 300 

4 000 

7 300 

04 05 

Der Beauftragte des Bundeskanzlers für die mit der Ver- 
mehrung der alliierten Truppen zusammenhängenden 
Fragen — Außen ab teilung Koblenz 

4 100 

2 000 

6100 


Zusammen.... 

11 500 

19 000 

30 500 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

11 500 

19 000 

30 500 

05 01 

OS 

Auswärtiges Amt 

Auswärtiges Amt 

11 000 

15 000 

26 000 


Allgemeine Bewilligungen 

— 

200 000 

— 


Vertretungen des Bundes im Ausland 

5 502 600 

5 702 600 


Zusammen. . . . 

5 513 600 

215 000 

5 728 600 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

5 513 600 

215 000 

5 728 600 

06 01 

06 

Bundesminister des Innern 

Bundesministerium des Innern 

19 300 

9 000 

28 300 


Allgemeine Bewilligungen 

100 500 

— 

100 500 


Bundesverwaltungsgericht 

27 600 

— 

27 600 


Der Oberbundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht 

100 

— 

100 


Bundesdisziplinarhof 

5 200 


5 200 


2 






























Bundeshaushaltsplans 1954 OrdenUidier Haushalt 


Personal- 

Sadi- 

Allgemeine 

Einmalige 

Gesamt- 

übersdiuß 

Zusdiuß 

ausgaben 

ausgaben 

ausgaben 

Ausgaben 

ausgaben 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

170 000 

60 000 

190 000 


420 000 


420 000 

613 500 

351 000 

— 

12 400 

976 900 

— 

965 200 

783 500 . 

411000 

190 000 


1 396 900 

— 

1 385 200 

31 300 

16 400 

7 600 

■■■ 

55 700 

: 

55 700 

752 200 

394 600 

182 400 

12 000 

1 341 200 


1 329 500 

5 614 600 

3 245 900 

12 930 900 

378 900 

22 170 300 


22 115 300 

— 


— 

200 000 

200 000 

— 

200 000 

5 614 600 

3 245 900 

12 930 900 

578 900 

22 370 300 

— 

22 315 300 

224 600 

129 800 

517 200 

23 200 

894 800 

— 

894 800 

5 390 000 

3 116100 

12 413 700 

555 700 

21 475 500 

— 

21 420 500 

837 800 

350 600 

231 900 

25 300 

1 445 600 


1 426 900 

33 500 

14 000 

9 200 

1 000 

57 700 


57 700 

804 300 

336 600 

222 700 

24 300 

1 387 900 

— 

1 369 200 

1 663 700 

472 100 

200 000 

94 800 

2 430 600 


2 423 700 

3 566 000 

946 000 

7 020 000 

209 500 

11 741 500 

— 

11 731300 

3 572 900 

1 441 400 

700 000 

118 900 

5 833 200 

■ 

5 825 900 

2 547 900 

826 100 

— 

68 300 

3 442 300 


3 436 200 

11 350 500 

3 685 600 

7 920 000 

491 500 

23 447 600 

— 

23 417 100 

454 000 

147 400 

316 800 

19 600 

937 800 

— 

937 800 

10 896 500 

3 538 200 

7 603 200 

471 900 

22 509 800 

— 

22 479 300 

12 000 000 

5 087 700' 

76 400 

8 610 000 

25 774 100 


! 25 748100 

— 



22 114 700 

— 

22114700 



1 22114 700 

74 000 000 

14 193 500 

1 930 000 

13 558 600 

103 682 100 

— 

97 979 500 

86 000 000 

19 281 200 

24 121 100 

22 168 600 

151 570 900 

— 

145 842 300 

3 440 000 

771 200 

964 800 

886 800 

6 062 SOO 

— 

6 062 800 

82 560 000 

18 510 000 

23 156 300 

21 281 800 

145 508 100 

— 

139 779 500 ^ 

9 612 800 

1 576 000 

500 000 

363 000 

12 051 800 


1 

i- . 

12 023 500 

— 

— 

96 152 100 

4 880 100 

101 032 200 

— 

100 931700 

1 513 900 

313 900 

— 

314 800 

2142 600 

— 

1 2115 000 

119 900 

20 500 

— 

— 

140 400 

— 

140 300 

591 800 

156 400 


5 800 

754 000 


748 800 


3 


























Kap. 

Bezeichnung 

Fortdauernde 

Einnahmen 

DM 

Einmalige 

Einnahmen 

DM 

Gesamt- 

einnahmen 

DM 

1 

■ • 2 ' . 

3 

4 

5 

oao6 

Der Bundesdisziplinaranwalt beim Bundesdi&ziplinarhof .... 

200 


200 

06 07 

Bundesdisziplinarkammera 

25 200 

— 

25 200 

06 08 

Statistisches Bundesamt 

193 000 

2 500 

195 500 

06 09 

Bundesamt für Verfassungsschutz 

66 800 

— 

66 800 

0610 

Bundeskriminalamt 

5 700 

— 

5 700 

0611 

Bundesgesundheitsamt 

347 000 

— 

347 000 

0612 

Bundesamt für Auswanderung einschließlich Bundesstelle für 
Staatsangehörigkeitsangelegenheiten 

30100 



30100 

06 13 

Bundesarchiv 

22 800 

— 

22 800 

0614 

Institut für Raumforschung 

13100 

— 

13 100 

0616 

Institut für Angewandte Geodäsie 

359 300 

300 

359 600 

0617 

Bundesanstalt für Landeskunde i 

99 700 

— 

99 700 

0616 

Bundesanstalt für zivilen Luftschutz 

1 700 

— 

1 700 

0619 

Technisches Hilfswerk 

6 300 

— 

6 300 

06 20 

Bundesamt für Landbeschaffung 

200 

— 

200 

06 23 

Bundesausgleichsstelle einschließlich Bundesstelle für Ent- 
schädigung der ehern. Bediensteten jüdischer Gemeinden 

300 

— — 

300 

06 24 

Beschaffungen für die Bereitschaftspolizeien der Länder .... 

— 

— 

— 

06 25 

Bundesgrenzschutz '. 

636 800 

— 

636 800 

06 26 

Beschaffungsstelle und Vormerkstelle für den Bundesgrenz- 
schütz 

500 

300 

800 

06 27 

Seegrenzschutzverband 

171 800 

25 000 

196 800 

06 28 

Büro für Aufenthaltsgenehmigungen beim Bundesminister 
des Innern 

100 

__ 

100 

06 29 

Deutsches Archäologisches Institut 

8 400 

— 

8 400 

06 30 

Deutsches Historisches Institut in Rom 

600 

— 

600 

06 31 

Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften 

— 

— 

— 

06 33 

Bundesdienststelle für die Anerkennung ausländischer Flücht- 
linge 




' 

06 35 

Bundeszentrale für Heimatdienst * . * 

3 200 


3 200 


Zusammen...« 

2 145 500 

37 100 

2 182600 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben ... 

2 145 500 

37 100 

2182 600 

07 01 

07 

Bundesminister der Justiz 

Bundesministerium der Justiz 

1 733 800 

5 000 

1 738 '800 

07 04 

Bundesgerichtshof 

906 000 


908 500 

07 05 

Deutsches Patentamt 

22 012 200 


22 012 500 


Zusammen. . . • 

24 652 000 

7 800 

24 659 800 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

' — 

— 


Es verbleiben .«• 

24 652 000 

7 800 

24 659 800 

08 01 

OS 

Bundesminister der Finanzen 

Bundesministerium der Finanzen 

97 800 

12 000 

109 800 

08 02 

Allgemeine Bewilligungen 

' — 

— 

— 

08 03 

Bundesfinanzhof 

12 400 

— 

12 400 

08 04 

Bundesfinanzverwaltung — Steuer 

— 

— 

■ — 

08 05 

Bundesfinanzverwaltung — Zoll 

37 719 800 

40 000 

37 759 800 

08 06 

Bundesvermögens- und Bundesbauverwaltung 

79 161 500 

6 614 500 

85 776 000 

08 07 

Bundesausgleichsamt 

1 100 

— ■ 

1 100 

08 08 

Bundesbaudirektion 

— 

700 

700 

08 09 

Amt für Wertpapierbereinigung 

906 200 

— 

906 200 

08 10 

Bundeshauptkasse 

— 

— 

— 

08 11 

Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 

— 

— 

— 


Zusammen. . . . 

117 898 800 

6 667 200 

124 566 000 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben ... 

117 898 800 

6 667 200 

124 566 000 


4 























OrdentUdier Haushalt 


Personal- 

Sach- 

Allgemeine 

Einmalige 

Gesamt- 

Überschuß 

Zuschuß 

ausgaben 

ausgaben 

Ausgaben 

Ausgaben 

ausgaben 



- DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

n 

169 800 

31 400 



201 200 


201 000 

308 900 

134 600 

— 

6 500 

450 000 

— ■ 

424 800 

13 433 700 

2 894 000 

1 237 500 

601 800 

18 167 000 

— 

17 971 500 

2 873 500 

700 800 

3 900 000 

278 500 

7 752 800 

— 

7 686 000 

3 715 300 

1 181 700 

1 495 800 

114 200 

6 507 000 

— 

6 501 300 

3 338 300 

813 900 

628 000 

744 900 

5 525 100 

— 

5 178 100 

325 400 

71000 


4 700 

401 100 


371 000 

863 800 

165 300 

72 000 

78 500 

1 179 600 

— 

1 156 800 

304 000 

89 200 

199 000 

— 

592 200 

— ■ 

579 100 

937 300 

312 700 

163 700 

160 500 

1 574 200 

— 

1 214 600 

478 200 

114 300 

124 700 

22 300 

739 500 

— • 

639 800 

518 700 

134 000 

116500 

85 800 

855 000 

— 

853 300 

2 673 500 

1 080 100 

875 100 

662 000 

5 290 700 

— 

5 284400 

280 800 

92 300 

— 


373 100 


372 900 

494 400 

122 900 

28 000 

2 000 

647 300 



647 000 

— 

— 

— 

1 818 800 

1818 800 

— 

1 818 800 

77 342 000 

11 062 900 

21 331 GOO 

23 881 000 

133 616 900 

— 

132 980100 

1 059 900 

207 900 

25 600 

21 300 

1 314 700 



1 313 900 

4 789 300 

923 000 

4 297 700 

4 370 000 

14 380 000 

— 

14 183 200 

415 700 

223 600 





639 300 

— 

639 200 

995 600 

300 200 

331 900 

414 600 

2 042 300 



2 033 900 

135 900 

43 900 

22 000 

7 000 

208 800 

— 

208 200 

38 000 

17 200 


2 200 

57 400 

— 

57 400 

285 600 

45 200 


17 000 

347 800 



347 800 

397 800 

150 100 

3 300 000 

31 100 

3 879 000 

— 

3 875 800 

128 013 800 

22 979 000 

134 800 600 

38 888 400 

324 681 800 

— 

322499200 

5 120 600 

919 100 

5 392 100 

1 555 500 

12 987 300 

— 

12 987300 

122 893 200 

22 059 900 

129 408 500 

37 332 900 

311 694 500 


309 511 900 

3 467 000 

666 000 

307 000 

66 500 

4 506 500 


2 767 700 

5 144 400 

980 000 

190 500 

176600 

6 491 500 

— 

5 583 000 

15 662 900 

2 454 900 

3 738 800 

665 400 

22 522 000 

— 

509 500 

24 274 300 

4 100 900 

4 236 300 

908 500 

33 520 000 

— 

8 860 200 

970 900 

164 000 

169 400 

36 300 

1 340 600 

— 

1 340 600 

23 303 400 

3 936 900 

4 066 900 

872 200 

32 179 400 


7 519 600 

14 539 500 

2 915 500 

1 067 000 

366 300 

18 888 300 


18 778500 

— 

— 

467 000 

— 

467 000 

— 

467 000, 

1 199 800 

138 500 

— 

3 300 

1 341 600 

— 

1 329 200 

1 403 200 

220 665 000 

— 

— 

222 068 200 

— 

222 068 200 

245 179 800 

86 535 500 

680 000 

6 037 400 

338 432 700 

— 

300 672 900 

24483 000 

31 308 700 

79 413 700 

66 506 300 

201 711 700 

— 

115 935 700 

1 867 900 

456 600 

3 862 200 

16 600 

6 203 300 

— 

6 202 200 

577500 

137 200 

— 

— 

714 700 

— 

714 OOÖ 

1 505 800 

416 000 

300 000 

— 

2 221 800 

— 

1315 600 

482000 

— 

— 

— 

482 000 

— - 

482 000 

— 

359 600 

— 

— 

359 600 

— 

359 600 

291 238 500 


85 789 900 

72929 900 

792 890 900 

— 

668 324 900 

11 649 600 


3 431 600 

2 917 200 

31 715 700 

— 

31 715 700 

279 588 900 

329 215 300 

82 358 300 

70 012 700 

761 175 200 

— 

636 609 200 


5 






































Fortdauernde 

Einmalige 

Gesamt- 

Kap 

Bezeidinung 

Einnahmen 

Einnahmen 

einnahmen 



DM 

DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 


09 





Bundesminister für Wirtschaft 




09 01 

Bundesministerium für Wirtsdiaft 

1 527 900 

25 000 

1 552 900 

09 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

— 

— 

09 03 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt Braunschweig 

993 700 

^ — 

993 700 

09 03a 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt Braunschweig — 





Institut Berlin 

293 900 

— 

293 900 

09 04 

Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bauspar- 





wesen 

3 241 200 

— 

3 241 200 

09 05 

Bundesstelle für den Warenverkehr der gewerblichen Wirt- 





Schaft 

82 000 

5 600 

87 600 

09 06 

Bundesstelle für Außenhandelsinformation 

2 200 

600 

2 800 

09 07 

Bundesanstalt für mechanische und chemische Materialprüfung 

637 800 

— 

637 800 


Zusammen. . . . 

6 778 700 

31 200 

6 809 900 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 





Es verbleiben . . . 

6 778 700 

31 200 

6 809 900 

j 

10 





Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 




10 01 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 





Forsten 

84 400 

1 208 000 

1 292 400 

10 02 

Allgemeine Bewilligungen 

254 342 000 

— 

254 342 000 

10 03 

Außenhandelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung und 





Landwirtschaft in Frankfurt (Main) 

5 820 000 

2 500 

5 822 500 

10 04 

Bundessortenamt in Rethmar 

394 800 

— 

394 800 

10 10 

Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft in 





Braunschweig-Gliesmarode 

278 400 

4 500 

282 900 

10 11 

Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für Milchwirtschaft 





in Kiel 

3 536 900 

800 

3 537 700 

10 12 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei in Hamburg 

14 600 

— 

14 600 

10 13 

Bundesforschimgsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft in 





Reinbeck bei Hamburg 

56 600 

300 

56 900 

10 14 

Bundesforschungsanstalt für Kleintierzucht in Celle 

21 000 

— 

21 000 

10 15 

Bundesforschungsanstalt für Getreideverarbeitung in 





Detmold 

42 000 

— 

42 000 

10 16 

Bundesforschungsanstalt für Fleischwirtschaft in KulmbaA 

94 100 

— 

94100 

10 17 

Bundesforschungsanstalt für Lebensmittelfrischhaltung in 





Karlsruhe 

5 800 

— 

5 800 

10 18 

Bundesanstalt für Qualitätsforschung pflanzlicher Erzeug- 





nisse in Geisenheim 

13 000 

— 

13 000 

10 19 

Bundesanstalt für Tabakforschung in Forchheira 

65 500 

— 

65 500 

10 20 

Bundesforsch ungsanstait für Hauswirtschaft in Bad Godes- 





berg 

26 800 

— 

26 800 

10 21 

Bundesanstalt für Naturschutz und Landschaftspflege in Bonn 

1 800 

— 

1 800 


Bundesanstalt für Vegetationskartierung in Stolzenau (Wes'^r) 

67 200 

— 

67 200 

10 22 

Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung Geilweilerhof in 




10 23 

Siebeldingen • 

71 700 

— 

71 700 


Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der Tiere in 




10 24 

Tübingen 

1 000 

— 

1 000 


Zusammen.... 

264 937 600 

1 216 100 

266 153 700 

• 

Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

264 937 600 

1 216 100 

266 153 700 


11 





Bundesminister für Arbeit 




1101 

Bundesministerium für Arbeit 

64 600 

2 000 

66 600 

1103 

Bundesausführungsbehörde für Unfallversicherung in 





Wilhelmshaven 

19 400 

— 

19 400 

11 04 

Bundesinstitut für Arbeitsschutz in Soest 

20 900 

2 000 

22 900 

11 05 

Bundesarbeitsgericht in Kassel 

— 

— 

— 

11 06 

Bundesversicherungsamt 

— 

— 

— 

11 07 

Bundessozialgericht in Kassel 

21 000 


21 000 


6 


Ordentlicher Haushalt 


Personal- 

Sadi- 

Allgemeine 

Einmalige 

Gesamt- 

übersdiuß 

Zuschuß 

ausgaben 

ausgaben 

Ausgaben 

Ausgaben 

Ausgaben 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

15 240 900 

3 311 000 

455 500 

1 416 400 

20 423 800 


18 870 900 

— 

— 

10 758 800 

— 

10 758 800 



10 758 800 

4 232 000 

933 100 

939 500 

940 400 

7 045 000 

— 

6 051 300 

824 500 

218 500 

72 000 

261 500 

1 376 500 

— 

1 082 600 

2 658 900 

525 900 

23 000 

— 

3 207 800 

33 400 

— 

5977 300 

2 078100 

— 

14 900 

8 070 300 



7 982 700 

972 100 

253 500 

530 000 

20 700 

1 776 300 

— 

1 773 500 

2 531 700 

418 100 

238 000 

587 500 

3 775 300 

— 

3 137 500 






33 400 

49 657 300 

32 437 400 

7 738 200 

13 016 800 

3 241 400 

56 433 800 


49 623 900 

1 297 600 

309 300 

520 700 

129 700 

2 257 300 

— 

2 257 300 

31 139 800 

■ 

7 428 900 

12 496 100 

3 111 700 

54 176 500 

— 

47 366 600 

7 570 000 

1 619 900 

3 781 200 

1 147 300 

14 118 400 


12 826 000 

— 


394 180 100 

55 075 000 

449 255 100 

— 

194 913 100 

2 974 600 

1 216 600 



40 300 

4 23 1 500 

1 591 000 



624 100 

146 400 

617 900 

105 500 

1 493 900 


1 099 100 

2 587 200 

520 600 

384 700 

131 700 

3 624 200 

— 

3 341 300 

1 278 100 

240 500 

3 760 900 

85 500 

5 365 000 


1 827 300 

773 500 

151 900 

66 700 

10 000 

1 002 100 

— 

987 500 

858 600 

146 300 

163 800 

69 000 

1 237 700 


1 180 800 

408 000 

95 800 

48600 

33 500 

585 900 

— 

564 900 

349 500 

87 200 

408 500 

4 500 

849 700 


807 700 

344 000 

78 000 

123 500 

8 900 

554 400 

1 

460 300 

407 500 

92 900 

36 000 

12 000 

548 400 

! 

542 600 

182 100 

43 800 

26 000 

35 200 

287 100 


274 100 

367 400 

61 600 

169 900 

32 000 

630 900 

— 

565 400 

311 300 

82 600 

56 900 

— 

450 800 


424 000 

77 500 

20 500 

6 100 

2 800 

106 900 



105 100 

223 800 

55 500 

15 400 

13 000 

307 700 

— 

240 500 

425 600 

101 900 

95 400 

59 000 

681 900 

— 

610 200 

830 500 

150 000 

252 300 

693 500 

1 926 300 

— 

1 925 300 

20 593 300 

4 912 000 

404 193 900 

57 558 700 

487 257 900 

1 591 000 

222 695 200 







221104 200 

823 700 

196 400 

16167 700 

2 302 300 

19 490 100 

— 

19 490 100 

19 769 600 

4 715 600 

388 026 200 

55 256 400 

467 767 800 

— 

201 614 100 

5 605 400 

1 514 500 

1 990 000 

59 300 

9 169 200 



9 102 600 

599 400 

139 200 

- 

7 000 

745 600 



726 200 

209 000 

112 600 

— 

15 000 

336 600 

— 

313 700 

640 700 

94 400 

50 000 

30 000 

815 100 

— 

815 100 

990 600 

251 500 

. — 

15 000 

1 257 100 

— 

1 257 100 

1 730 000 

194 800 

45 000 

50 000 

2 019 800 


1 998 800 


7 




















Fortdauernde 

Einmalige 

Gesamt- 

Kap, 

Bezeichnung 

Einnahmen 

Einnahmen 

einnahmen 



DM 

DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

U 11 

Arbeitslosenhilfe 

2 152 000 


2 152 000 

11 12 

Betriebliche Altersfürsorge 

— 

— 

— 

11 13 

Sozialversicherung 

470 000 

— 

470 000 


Zusammen.,., 

2 747 900 

4 000 

2 751 900 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

2 747 900 

4 000 

2 751 900 







Bundesminister für Verkehr 




12 01 

Bundesministerium für Verkehr 

102 000 

8 000 

110 000 

12 02 

Allgemeine Bewilligungen 

19 526 700 

— 

19526 700 

12 03 

Binnenwasserstraßenverwaltung 

26 710 000 

210 000 

26 920 000 

12 04 

Seewasserstraßenverwaltung 

10 533 100 

436 000 

10 969 100 

12 05 

Bundesschleppbetrieb 

— 

— 

■ 

12 06 

Bundesanstalt für Wasserbau 

50 500 

1 000 

51 500 

12 07 

Bundesanstalt für Gewässerkunde 

4100 

— 

4100 

12 08 

Bundesamt für Schiffsvermessung 

500 600 

— 

500 600 

12 09 

Deutsches Hydrographisches Institut 

899 300 

46 000 

945 300 

1210 

Bundesfernstraßen, Bundesstraßen und Bundesautobahnen . . 

8 004 900 

53 000 

8 057 900 

12 11 

Bundesanstalt für Straßenbau 

203 000 

— 

203 000 

1212 

Kraftfahrt-Bundesamt 

4 923 700 

— 

4 923 700 

1213 

Oberprüfungsamt für die höheren technischen Verwaltungs- 





beamten 

13 800 

— 

13 800 

12 14 

Deutscher Wetterdienst 

840 500 

— 

840 500 

12 15 

Bundesanstalt für Flugsicherung 

7 700 

— 

7 700 

12 16 

Luftfahrt-Bundesamt 

20 000 

— 

20 000 

12 17 

Staats werft Rendsburg-Saatsee 

— 

— 

— 


Zusammen.... 

72 339 900 

754 000 

73 093 900 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben ... 

72 339 900 

754 000 

73 093 900 







Bundesminister für das Post- und Femmeldewesen 




13 01 

Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen 

— 

— 

— 

13 03 

Bundesdruckerei 

2 525 500 

— 

2 525 500 


Zusammen. . , . 

2 525 500 

— 

2525 500 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— ' 

— 


Es verbleiben . . . 

2 525 500 

— 

2525 500 


19 





Bundesverfassungsgericht 




1901 

Bundesverfassungsgericht 

2 300 

10 000 

12 300 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben ... 

2 300 

10 000 

12300 


20 





Bundesredinungshof 




20 01 

Bundesrechnungshof 

11 000 

2000 

13 000 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben ... 

11000 

2000 

13 000 


8 




Ordentlicher Haushalt 


Personal- 

Sadi- 

Allgemeine 

Einmalige 

Gesamt- 

Überschuß 

Zuschuß 

ausgaben 

ausgaben 

Ausgaben 

Ausgaben 

Ausgaben 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 



481 730 0.00 




479 578 000 

— 

— 

10 000 000 

— 


— 

10 000 000 

— 

— 

2 575 370 000 



— 

2 574 900 000 

9 775 100 

2 307 000 

3 069 185 000 

176 300 

3 081 443 400 


3 078 691 500 

391 000 

92 200 

122 767 400 

7 000 

123 257 600 


123 257 600 

9 384 100 

2 214 800 

2 946 417 600 

169 300 

2 958 185 800 


2 955 433 900 

8 833 100 

2 702 000 



11 535 100 


11 425 100 

— 

— 

283 479 900 

21 161 700 

304 641 600 

— 

285 114 900 

20 270 200 

4 523 000 

50 839 000 

5 194 000 

80 826 200 

— ■ ■ ■ 

53 906 200 

13 404 200 

2 275 200 

45 067 300 

910 000 

61 656 700 

— 

50 687 600 

462 100 

111400 

46 500 

177 000 

797 000 

— 

745 500 

392100 

112 600 

9 000 

16 000 

529 700 

— 

525 600 

242 400 

45 300 

— 

5000 

292 700 

207 900 

— 

4 162 000 

385 800 

1 152 400 

428 100 

6128 300 

— 

5 183 000 

— 

100 000 

151 515 000 

— 

151 615 000 

— 

143 557 100 

352 800 

82 900 

24 900 

75 000 

535 600 

— 

332 600 

2 542 200 

750 500 

820 000 

400 000 

4 512 700 

411 000 

— 

71300 

47 700 




119 000 

— 

105 200 

14 877 500 

1 651 100 

4 694100 

238 100 

21 460 800 

— ^ 

20 620 300 

9 345 600 

1 113 500 

4 982 900 

62 700 

15 504 700 

— 

15 497 000 

478 900 

144 500 

51 000 

““ 

674 400 

- 

654 400 







588 354 500 

75 434 400 

14 045 500 

542 682 000 

28 667 600 

660 829 500 


587 735 600 

3 017 400 

561 800 

21 707 300 

1 146 700 

26 433 200 

— 

26 433 200 

72 417 000 

13 483 700 

520 974 700 

27 520 900 

634 396 300 


561 302 400 

64 800 




64 800 


64 800 


— 

— 

1 277 600 

1 277 600 

1 247 900 

• — 

64 800 

— 

— 

1 277 600 

1 342 400 

1 247 900 

64 800 

2 600 

— 

— 

51 100 

53 700 

— 

53 7CO 

62 200 

— 

— 

1 226 500 

1 288 700 


1 1,100 






1 236 800 


1 553 300 

330 700 

10 000 

114 500 

2 008 500 


1 996 200 

62 200 

13 200 

400 

4 500 

80 300 

. — 

80 300 

1 491 100 

' 

' 

317 500 

9 600 

110 000 

1 928 200 



1 915 900 

5 599 700 

944 700 


! 

118 100 

6 662 500 


6 649 500 

224 000 

37 800' 

— 

4 700 

266 500 

— 

266 500 

5 375 700 

906 900 

— 

113 400 

6 396 000 

— 

6 383 000 
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Kap 

. 

Bezeichnung 

Fortdauernde 

Einnahmen 

DM 

Einmalige 

Einnahmen 

DM 

Gesamt- 

einnahmen 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

24 01 

24 

Bundesminister für wirtsdiaftlidie Zusammenarbeit 

Bundesministerium für wirtsdiaftlidie Zusammenarbeit 

4 200 

9 500 

13 700 

24 03 

Vertretungen der Bundesrepublik Deutsdiland beim Euro- 
päischen Wirtschaftsrat (OEEC) in Paris und bei der FOA 
in Washington 

6 000 

_ 

6 000 


Zusammen. . . . 

10 200 

9 500 

19 700 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

10 200 

9 500 

19 700 

25 01 

as 

Bundesminister für Wohnungsbau 

Bundesministerium für Wohnungsbau 

42 460 500 

1600 

42 462 100 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 

i 

Es verbleiben . . . 

42 460 500 

1 600 

42 462 100 

26 01 

26 

Bundesminister für Vertriebene 

Bundesministerium für Vertriebene 

3 300 


3 300 

26 03 

Notaufnahmelager Gießen, Uelzen und Berlin 

— 

— 

— 


Zusammen. . . • 

3 300 

— 

3 300 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

3 300 


3 300 

27 01 

27 

Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen 

Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 

7 100 j 

8 000 

15 100 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 


— ' 

— 


Es verbleiben . . . 

7 100 

8 000 

15 100 

28 01 

28 

Bundesminister für Angelegenheiten des Bundesrates 
Bundesministerium für Angelegenheiten des Bundesrates . . . 

1 000 

3 000 

4 000 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

1 000 

3 000 

4 000 

i 

1 

29 01 

29 

Bundesminister für Familienfragen 

Bundesministerium für Familienfragen 

8 000 


8 000 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . , 

8 000 


8 000 

30 01 

30 

Bundesminister für besondere Aufgaben 

Bundesminister für besondere Aufgaben 

200 


200 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . * 

200 

— 

200 


10 





Ordentlicher Haushalt 


Personai- 

ausgaben 

Sadi- 

ausgaben 

Allgemeine 

Ausgaben 

Einmalige 
Ausgaben ' 

Gesamt- 

ausgaben 

Überschuß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

6 

7 

8 

g 

10 

11 

12 

1 889 300 

460 000 

3 350 000 

24 500 1 

5 723 800 


5 710 100 

2 761 300 

414 500 

— 

— 

3 175 800 

— 

3 169 800 

4 650 600 

186 000 

874 500 

35 000 

3 350 000 

134 000 

24 500 

1000 

8 899 600 

356 000 

— 

8 879 900 

356 000 

4 464 600 

839 500 

3 216 000 

23 500 

8 543600 

— 

8 523 900 

3 216 500 

545 900 

277 298 500 

13 631 000 

294 691 900 


252 229 800 

128 700 

21900 

11 091 900 

545 300 

11787 800 


1 1 787 800 

3 087 800 

524 000 

266 206 600 

13 085 700 

282 904 100 

— 

240 442 000 

2 540 200 

4 676 500 

564 500 

405 100 

8 435 500 

25 000 

20 900 

11 561 100 

5 106 600 

— 

11557 800 

5 106 600 

7 216 700 

288 700 

969 600 

38 800 

8 460 500 

338 400 

20 900 

800 

16 667 700 

666 700 

— 

16 664 400 

666 700 

6 928 000 

930 800 

8 122 100 

20 100 

16 001 000 

— 

15 997 700 

2 478 500 

777 500 

25 000 000 

42 800 

28 298 800 


28 283 700 

99 100 

31 100 

1 000 000 

1 700 

1 131 900 

— 

1 131 900 

2 379 400 

746 400 

24 000 000 

41 100 

27 166 900 1 


27 151 800 

520 400 

130 500 


26 000 

676 900 


672 900 

20 800 

5 200 


1000 

27 000 

— 

27 000 

499 600 

125 300 


25 000 

649 900 


645 900 

325 900 

165 900 


30 000 

521 800 


513 800 

13 000 

6 600 

— 

1 200 

20 800 


20 800 

312 900 

159 300 

— 

28 800 

501 000 

— 

493 000 

646 200 

163 000 



809 200 


809 000 

25 800 

6 500 

— 

— 

32 300 

— 

32 300 

620400 

156 500 

. 

— 

776 900 

— 

776 700 
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Kap. 

Bezeidmung 

Fortdauernde 

Einnahmen 

DM 

Einmalige 

Einnahmen 

DM 

Gesamt- 

einnahmen 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

32 03 

32 

Bundesschuld 

Bundessdiulden Verwaltung 

96 300 


96 300 

32 05 

Verzinsung 

— 

— 

— 

32 06 

Tilgung 

— 

— 

— 

32 07 

Zum Ankauf von Sdiuldurkunden des Bundes 

— 

— 


32 06 

Inanspruchnahme aus Sicherheitsleistungen und Gewähr- 
ieistungen 





32 09 

Archiv der Bundesschuldenverwaltung in Berlin 

1 400 


1 400 


Zusammen.... 

97 700 

— 

Ö7 700 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

. — 

— 

— 


Es verbleiben ... 

97 700 


97 700 

35 01 

35 

Verteidigungslasten 

Beitrag der Bundesrepublik an die Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft 




35 02 

Besatzungskosten in Berlin 

400 000 

— 

400 000 

35 03 

Auftragsausgaben Klasse I in Berlin 

100 000 

— 

100 000 

35 04 

Auftragsausgaben Klasse II in Berlin 

100 000 

— 

100000 

35 05 

Besatzungskosten in Berlin aus der Auslaufzeit 1953 

100 000 

■ — 

100 000 

3506 

Auftragsausgaben Klasse I in Berlin aus der Auslaufzeit 1953 

10 000 

— 

10 000 

35 07 

Auftragsausgaben Klasse II in Berlin aus der Auslaufzeit 1953 

10 000 

— 

10000 

35 08 

Besatzungskosten in Berlin aus der Auslaufzeit 1952 

4 000 

— 

4 000 

35 09 

Auftragsausgaben Klasse I in Berlin aus der Auslaufzeit 1952 

1 000 

— 

1000 

3510 

Auftragsausgaben Klasse II in Berlin aus der Auslaufzeit 1952 

1 000 

— 

1000 

35 11 

Verteidigungsfolgekosten im Geltimgsbereich des Grund- 
gesetzes und in Berlin 

10000 000 

— 

10 000 000 


Zusammen.... 

10 726 000 1 

— 

10 726 000 


Kürzimg gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— ' 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

10 726 000 


10 726 000 

40 03 

40 

Soziale Kriegsfolgeleistungen 

Kriegsfolgenhilfe 

66 402 000 


66 402 000 

40 04 

Umsiedlung und Auswanderung 

276 000 

— 

276 000 

40 05 

Abfühnmg der Ausgleichsabgaben an den Lastenausgleichs- 
fonds 




40 06 

Leistungen des Bundes auf Grund des Lastenausgleichs- 
gesetzes 


_ 


40 07 

Versorgung von verdrängten Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes und von Angehörigen aufgelöster Dienststellen 
sowie ihrer Hinterbliebenen 

32 250 000 


32 250 000 

40 08 

Versorgung der Berufssoldaten der früheren Wehrmacht und 
der berufsmäßigen Angehörigen des früheren Reichs- 
arbeitsdienstes sowie ihrer Hinterbliebenen 

130000 


130 000 

40 09 

Kriegsopferversorgung 

56 310 000 

20 000 

56 330 000 

40 10 

Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer 

— 

— 

— 


Zusammen .... 

155 368 000 

20 000 

155 388 000 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . , 

155 368 000 

20000 

155 388 000 

45 02 

45 

Finanzielle Hilfe für Berlin 

Allgemeine Bewilligungen 





Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 


— 


Es verbleiben ... 

— 

1 

— 


12 








OrdentlldieT Haushalt 


Personal- 

Sadi- 

Allgemeine 

Einmalige 

Gesamt- 

übersdiuß 

Zuschuß 

au^aben 

ausgaben 

Ausgaben 

Ausgaben 

ausgaben 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

1 691 300 

441 000 

89 450 000 


91 582 300 


91 486 000 

— 

— 

685 265 000 

— 

685 265 000 

— 

685 265 000 

— 

— 

211 355 000 

— 

211355 000 

— 

211 355 000 

— 

— 

20 000 

— 

20 000 

— 

20 000 

— 

— 

50 000 000 



50 000 000 


50 000 000 

262200 

67 600 


— 

329 800 

— 

328 400 

1 953 500 

508 600 

1 036 090 000 


1 038552 100 

— 

1 038 454 400 

78100 

20 300 

41 443 600 

— 

41542 000 

— 

41 542000 

1 875 400 

488 300 

994 646 400 

“ 

997 010 100 


996 912 400 



9 000 000 000 


9 000 000 000 


9 000 000000 

— 

— 

158 000 000 

— 

15Ö 000 000 

— 

157 600000 

— 

— 

10 000 000 



10 000 000 



9 900 000 

— 

— 

13 000 000 



13 000 000 



12 900 000 

■ — 

— 

20 000 000 



20 000 000 



19900 000 

— 

— 

3 000 000 

. . 

3 000 000 



2 990 000 

— 

— 

7 000 000 



7 000 000 

' 

6 990 000 

— 

— 

70 000 

, . 

70 000 



66 000 

— 

— 

10 000 

— 

10 000 



9 000 

. — 

— 

20 000 

— 

20 000 

— 

19 000 


— 

120 000 000 

80 000 000 

200 000 000 

— 

190 000 000 

— 

— 

9 331 100 000 

80 000 000 

9 411 100 000 

— 

9 400 374 000 

— 

— 

373 244 000 

3 200 000 

376 444 000 

— 

376 444 000 



8 957 856 000 

76 800 000 

9 034 656 000 


9 023 930 000 



724 125 000 


724 125 000 


657 723 000 

— 

— 

28 000 000 

— 

28 000 000 

— 

27 724 000 

— 

— 

1 890 000 000 

— 

1 890 000 000 

— 

1 890 000 000 

— 

— 

240 400 000 

— 

240 400 000 

— 

240 4Ö0 000 

— 


798 000 000 

— 

798 000 000 

— 

765 750 000 



__ 

421 000 000 


421 000 000 


420 870 000 

109 965 000 

46 968 000 

i 3 024 837 000 

2 793 800 

3 184 563 800 

— 

3 128 233 800 

— 

— 

55 000 000 

— 

55 000 000 

— 

55 000 000 

109 965 000 

46 968 000 

7 181 362 000 

2 793 800 

7 341 088 800 

— 

7 185J00 800 

4 398 600 

1 878 700 

287 254 500 

111800 

293 643 600 

— 

293 643 600 

105 566 400 

45 089 300 

6 894 107 500 

2 682 000 

7 047 445 200 

— 

6 892 057 200 



_ 

690 000 000 


690 000 000 


690 000 000 

— 

— 

27 600 000 

— 

27 600 000 

— 

27 600 000 

— 

— 

662 400 000 



662 400 000 

— 

662400000 
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Kap. 

Bezeidinung 

Fortdauernde 

Einnahmen 

Einmalige 

Einnahmen 

Gesamt- 

einnahmen 



DM 

DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 


49 





Deutsdie Vertretung in der Beratenden Versammlung des 
Europrates und der Gemeinsamen Versammlung der 
Euro'päisdien Gemeinsdiaft für Kohle und Stahl 




49 01 

Deutsdie Vertretung in der Beratenden Versammlung des 
Europarates und der Gemeinsamen Versammlung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

200 



200 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

200 

— 

200 


50 





Angelegenheiten des Europarates und verwandte Gebiete 




50 02 

Allgemeine Bewilligungen 


— 

— 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

— 

— 

— 


60 





Allgemeine Finanzverwaltung 




6001 

Steuern und sonstige Einnahmen 

Besitz- und Verkehrsteuern 

Anteil des Bundes an der Einkommen- und Körperschaft- 

Steuer 

Zölle und Verbrauchsteuern 

Sonstige Abgaben 

Lastenausgleichabgaben 

10195000000 

5 040 000 000 ‘ 
5830000000 

1 115000000 
1890000000 




Zusammen,... 

24 070 000 000 

— 

24 070 000 000 

60 02 

60 03 

60 04 

Allgemeine Bewilligungen 

Versorgung 

Sonderleistungen des Bundes 

299088500 



18 000 000 

317 088 500 


Zusammen.... 

24 369 088 500 

18 000 000 

24 387 088 500 


Kürzimg gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

— 


Es verbleiben .... 

24 369 088 500 

18 000 000 

24 387 088 500 


Insgesamt .... 

25 077 413 900 

27 012 000 

25104 425 900 
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Ordentlidier Haushalt 


Personal- 

Sach- 

Allgemeine 

Einmalige 

Gesamt- 

Überschuß 

Zuschuß 

ausgaben 

ausgaben 

Ausgaben 

Ausgaben 

ausgaben 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

6 

7 

a 

9 

10 

11 

12 

69 500 

74 800 

203 600 


347 900 


347 700 

2 800 

3 000 

8 100 

— 

13 900 

— 

13 900 

66 700 

71800 

195 500 

— 

334 000 

■ — • 

333 800 


j 

2 940 500 


2 940 500 


2 940 500 

■ 

— ' 

117 600 

— 

117 600 

— 

117 600 


- 

2 822 900 


2 822 900 


2 822 900 

— 

' — 

— 

— 

— 

24 070 000 000 


12 000 000 

585 000 

732 648 900 

124 000 000 

869 233 900 



552 145 400 

112 069 000 

— 

— 

— 

112 069 000 



112 069 000 


— 

655 048 500 

3 835 000 

658 883 500 

— 

658 883 500 

124 069 000 

585 000 

1 387 697 400 

127 835 000 

1 640 186 400 

24 070 000 000 

1 323 097 900 

4 962 700 

23 400 

28 283 500 

5 113 400 

38 383 000 

— 

38 383 000 

119 106 300 

561 600 

1 359 413 900 

122 721 600 

1 601 803 400 

24 070 000 000 

1 284 714 900 






22 785 285 100 

■ ■ 

910 735 500 

459 867 800 

23 300 323 100 

433 499 500 

25 104 425 900 
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Kap. 



AuBerordentlicher 

Bezeidinung 

Einnahmen 

DM 

Ausgaben 

DM 

1 

2 

3 

4 

0101 

01 

Bundespräsident und Bundespräsidialamt 

Bundespräsident • 



01 03 

Bundespräsidial amt 

— 

134 100 


Zusammen.... 

— 

134 100 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

— 

134 100 

02 01 

02 

Deutsdier Bundestag 

Deutscher Bundestag 



02 03 

Bundesversammlung 



Zusammen .... 

— 

— 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

— 

— 

03 01 

03 

Bundesrat 

Bundesrat 




Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben ... 

— 

— 

04 01 

04 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

Bundeskanzler und Bundeskanzlei 


1 360 000 

04 03 

Presse- und Informationsdienst der Bundesregierung 

— 


04 04 

Der Beauftragte des Bundeskanzlers für die mit der Ver- 
mehrung der alliierten Truppen zusammenhängenden 
Fragen 

— 



04 05 

Der Beauftragte des Bundeskanzlers für die mit der Ver- 
mehrimg der alliierten Truppen zusammenhängenden 
Fragen — Außenabteilung Koblenz ........ 






Zusammen.... 

— 

1 360 000 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben ... 

— 

1 360 000 

0561 

OS 

Auswärtiges Amt 

Auswärtiges Amt 


4 424 500 

05 62 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

— 

05 03 

Vertretimgen des Bundes im Ausland ...... 

— 

— 


Zusammen 

— 

4 424 500 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

— 

4 424 500 

06 01 

06 

Bundesminister des Innern 

Bundesministerium des Innern ..... 



06 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

— 

06 03 

Bundesverwaltungsgeridht 

— 


06 04 

Der Oberbundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht .... 

— 

— 

06 05 

Bundesdisziplinarhof 
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Haushalt 

Gesamtabsdilufi 

Uberschuß 

Zuschuß 

Einnahmen 

Ausgaben 

Uberschuß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

5 

6 

7 

8 

9 

10 




420 000 


420 000 


134 100 

^ 11 700 

■3? 

1 111000 

— 

1 099 300 

__ 

134 100 

11700 

1 531 000 

— 

1 519 300 

— 

— 

— 

55 700 

— 

55 700 

““ 

134 100 

11 700 

1 475 300 


1 463 600 



55 000 

22 170 300 


22115 300 

— 

— 

— 

200 000 

— 

200 000 

— 

— 

55 000 

22 370 300 

— 

22 315 300 


— 

— 

894 800 

— 

894 800 

— 

— 

55 000 

21 475 500 

— * 

21 420 500 

— 



18 700 

1 445 600 


1 426 900 

— 

— 

— 

57 700 

— , 

57 700 



18 700 

1 387 900 

— 

1 369 200 


1 360000 

6 900 

3 790 600 


3 783 700 

— 


10 200 

11741 500 

— 

11731 300 

— 


7 300 

5 833 200 

— 

5 825 900 

— 

— 

6 100 

3 442 300 

— . . 

:3 436 200 

— 

1 360 000 

30 500 

24 807 600 

— 

24 777 100 

— 

— 

— 

937 800 

— . 

i 937 800 


1 360 000 

30 500 

23 869 800 


23 839 300 


4 424500 

26 000 

30 198 600 


30172600 

— 

— 

— 

22114 700 

— 

22 114 700 

— - 

— 

5 702 600 

103 682 100 


97 979 500 

— • . 

4 424 500 

5 728 600 

155 995 400 


ISO 266 800 

— 

— 

— 

6 062800 

— ■ 

;6 062 800 


4 424 500 

5 728 600 

149 932600 


144 204 000 



28 300 

12 051 800 


12 023 500 

— 

— 

100 500 

101 032 200 

— 

lOÖ 931 700 

— 

— 

27 600 

2142 600 


2 115 000 

— 

‘ — 

100 

140 40Ö 

— 

; 140 300 



5 200 

754 000 

““ 

j 748 800 
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Kap. 

Bezeichnung 


Außerordenflldier 

Einnahmen 

DM 

Ausgaben 

DM 

1 

2 

3 

4 

06 06 

Der Bundesdisziplinaranwalt beim Bundesdisziplinarhof .... 



06 07 

Bundesdisziplinarkammern 

— 

— 

06 08 

Statistisches Bundesamt 

— 

5 900 000 

06 09 

Bundesamt für Verfassungsschutz 


1 500 000 

06 10 

Bundeskriminalamt » 

— 



06 11 

Bundesgesundheitsamt 

— 

— 

0612 

Bundesamt für Auswanderung einschließlich Bundesstelle für 




Staatsangehörigkeitsangelegenheiten 

— 

— 

06 13 

Bundesarchiv 

— 

— 

0614 

Institut für Raumforschung 

— 

— 

0616 

Institut für Angewandte Geodäsie 

— 

— 

0617 

Bundesanstalt für Landeskunde 

— 

— 

06 18 

Bundesanstalt für zivilen Luftschutz 

— 

— 

0619 

Technisches Hilfswerk 

— 

— 

06 20 

Bundesamt für Landbeschaffung 

— 

— 

06 23 

Bundesausgleichsstelle einschließlich Bundesstelle für Ent- 

— 

— 

06 24 

Schädigung der ehern. Bediensteten jüdischer Gemeinden 
Beschaffungen für die Bereitschaftspolizeien der Länder 

■ 

_ 

06 25 

Bundesgrenzschutz 

— 

— 

06 26 

Beschaffungsstelle und Vormerkstelle für den Bundesgrenz- 
schutz 

■ 


06 27 

Seegrenzschutzverband 

— 

— 

06 28 

Büro für Aufenthaltsgenehmigungen beim Bundesminister 




des Innern 

— 

— 

06 29 

Deutsches Archäologisches Institut 

— 

— 

06 30 

Deutsches Historisches Institut in Rom 

— 

— 

06 31 

Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften 

— 

— 

06 33 

Bundesdienststelle für die Anerkennung ausländischer Flücht- 
linge 

— • 



06 35 

Bundeszentrale für Heimatdienst 




Zusammen. . . . 


7 400 000 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

- 


Es verbleiben . . . 

— 

7 400 000 

07 01 

07 

Bundesminister der Justiz 

Bundesministerium der Justiz 


300 000 

0704 

Bundesgerichtshof 

— ’ 

— . 

07 05 

Deutsches Patentamt 

— 

350 000 


Zusammen. . . . 

— 

650 000 


Kürzung gemäß § 4 de^ Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

— 

650 000 

08 01 

08 

Bundesminister der Finanzen 

Bundesministerium der Finanzen 



08 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

1 ■ — 

08 03 

Bundesfinanzhof 

— 

— 

08 04 

Bundesfinanzverwaltung — Steuer 

— 

— 

08 05 

Bundesfinanzverwaltung — ^Zoll 

— 

9 188 300 

08 06 

Bundesvermögens- und Bundesbauverwaltung 

— 

812 000 

08 07 

Bundesausgleichsamt 

— 

— 

08 08 

Bundesbaudirektion 

— 


08 09 

Amt für Wer^apierbereinigung 

— 


08 10 

Bundeshauptkasse 

— 

— 

08 11 

Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 

— 

— 


; Zusammen 


10 000 300 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

— 

10 000 300 
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Haushalt 

Gesamtabschluß 

Überschuß 

Zuschuß 

Einnahmen 

Ausgaben 

Überschuß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

5 

6 

7 

8 

9 

10 



200 

201 200 


201 000 


— 

25 200 

450 000 

— 

424 800 

. — 

5 900 000 

195 500 

24 067 000 

— 

23 871 500 


1 500 000 

66 800 

9 252 800 

— 

9 186 000 


— 

5 700 

6 507 000 

— 

6 501 300 

— 

— 

347 000 

5 525 100 


5 178100 





30 100 

401 100 



371 000 

— 

— 

22 800 

1 179 600 

— 

1 156 800 

— 

— 

13 100 

592 200 

— 

579 100 

— 

— 

359 600 

1 574 200 

— 

1 214 600 

— 

— 

99 700 

739 500 

— 

639 800 

— 

— 

1 700 

855 000 

— 

853 300 

— 

— 

6 300 

5 290 700 

— 

5 284 400 

— 

— 

200 

373 100 

— 

372 900 

— 

— 

300 

647 300 

— 

647 000 

— 

— 



1 818 800 



1 818 800 

— 

— 

636 800 

133 616 900 

— 

132 980 100 

— 

— 

800 

1 314 700 



1 313 900 

— 


196 800 

14 380 000 


14 183 200 

— 

— 

100 

639 300 



639 200 

— 

— 

8 400 

2 042 300 

— 

2 033 900 

— 

— 

600 

208 800 

— 

208 200 

— 

— 

— 

57 400 

— 

57 400 

— 


— 

347 800 



347 800 



3 200 

3 879 000 


3 875 800 

— 

7 400 000 

2 182 600 

332 081 800 

— 

329 899 200 

— 

~ 

— 

12 987 300 

— 

12 987 300 


7 400 000 

2 182 600 

319 094 500 1 

— 

316 911 900 


300 000 

1 738 800 

4 806 500 


3 067 700 


— 

908 500 

6 491 500 

— 

5 583 000 

— 

350 000 

22 012 500 

22 872 000 

— 

859 500 

— 

650 000 

24 659 800 

34 170 000 

— 

9 510 200 

~ 

— 

— 

1 340 600 


1 340 600 


650 000 

24 659 800 

32 829 400 


8 169 600 



109 800 

18 888 300 


18 778 500 

— 

— 

— 

467 000 

— 

467 000 

— 

— 

12 400 

1 341 600 


1 329 200 

— 

— 

' — 

222 068 200 

— 

222 068 200 

— 

9 188 300 

37 759 800 

347 621 000 

— 

309 861 200 

— 

812 000 

85 776 000 

202 523 700 

— 

116 747 700 

— 

— 

1 100 

6 203 300 

— 

6 202 200 

— 

— 

700 

714 700 

— 

714 000 

— 

— 

906 200 

2 221 800 

— 

1 315 600 

— 

— 

— 

482 000 

— 

482 000 

— 

— 

— 

359 600 

— 

359 600 

— 

10 000 300 

124 566 000 

802 891 200 

— 

678 325 200 

— 

— 

— 

31 715 700 

— 

31 715 700 

— 

10 000 300 

124 566 000 

771 175 500 

— 

646 609 500 
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Kap. 

Bezeichnung 


AuBerordentlidier 

Einnahmen 

DM 

Ausgaben 

DM 

1 

2 

3 

4 

09 01 

09 

Bundesminister für Wirtschaft 

Bundesministerium für Wirtschaft 


21 500 000 

09 02 

Allgemeine Bewilligimgen 

— 

3 690 000 

09 03 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt Braunschweig 

— 

09 03a 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt Braunschweig — 
Institut Berlin • • • 





09 04 

Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bauspar- 
wesen 





09 05 

Bundesstelle für den Warenverkehr der gewerblichen Wirt- 




Schaft 

— 

— 

09 06 

Bundesstelle für Außenhandelsinformation 

— 

— 

09 07 

Bundesanstalt für mechanische und chemische Materialprüfung 


— 


Zusammen 

Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

25 190 000 


Es verbleiben . . * 

, ■ 

25 190 000 

AlOOl 

10 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten 



A10O2 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

70 650 000 

A10 03 

Außenhandelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung und 
Landwirtschaft in Frankfurt (Main) 





A10 04 

Bundessortenamt in Rethmar 

— 

— 

AlOlO 

Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft in 
Braunschweig-Gliesmarode 


220 000 

AlOll 

Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für Milchwirtschaft 
in Kiel 

_ 

250 000 

A10 12 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei in Hamburg 

— 

2 200 000 

A10 13 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft in 
Reinbek bei Hamburg 



• 

A10 14 

Bundesforschungsanstalt für Kleintierzucht in Celle 

— 

— 

AlO 15 

Bundesforschungsanstalt für Getreideverarbeitung in 

Detmold 



_ 

AlO 16 

Bundesforschungsanstalt für Fleischwirtschaft in Kulmbach , . 

— 

— 

AlO 17 

Bundesforschungsanstalt für Lebensmittelfrischhaltung in 
Karlsruhe 



_ 

AlO 18 

Bundesanstalt für Qualitätsforschung pflanzlicher Erzeugnisse 
in Geisenheim 

_ 

_ 

AlO 19 

Bundesanstalt für Tabakforschung in Forchheim 

— 

— 

AlO 20 

Bundesforschungsanstalt für Hauswirtschaft in Bad Godes- 
berg ; 




AlO 21 

Bundesanstalt für Naturschutz und Landsdiaftspflege in Bonn 

— 

— 

A 10 22 

Bundesanstalt für Vegetationskartierung in Stolzenau (Weser) 

— 

— 

AlO 23 

Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung Geilweilerhof in 




Siebeldingen 

— 

— 

AlO 24 

Bundesforsdiungsanstalt für Viruskrankheiten der Tiere in 
Tübingen 

— 

2 650 000 


Zusammen.... 

— 

75 970 000 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

__ 



Es verbleiben . . . 

— 

75 970 000 

1101 

11 

Bundesminister für Arbeit 

Bundesministerium für Arbeit 



11 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

512 000 000 

11 03 

Bundesausführungsbehörde für Unfallversicherung in 




Wilhelmshaven 

— 

— 

11 04 

Bundesinstitut für Arbeitsschutz in Soest 

— 

— 

11 05 

Bundesarbeitsgericht in Kassel 

— 

— 

1106 

Bundesversicherungsamt 

— 

— 

11 07 

Bundes Sozialgericht in Kassel 




20 






Haushalt 

Gesamtabsdiluß 

Überschuß 

Zuschuß 

Einnahmen 

Ausgaben 

Überschuß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

5 

6 

7 

8 

9 

10 


21 500 000 

1 552 900 

41 923 800 


40 370 900 

— 

— 

— . 

10 758 800 

— 

10 758 800 

— 

3 690 000 

993 700 

10 735 000 

— 

9 741 300 


— 

293 900 

1 376 500 

— 

1 082 600 

— 

— 

3 241 200 

3 207 800 

33 400 

— 





87 600 

8 070 300 



7 982 700 

— 

— 

2 800 

1 776 300 

— 

1773 500 

— 

— 

637 800 

3 775 300 


3 137 500 


25 190 000 

6 809 900 

81 623 800 


74 847 300 

— 

— 

— 

2 257 300 


74 813 900 






2 257 300 


25 190 000 

6 809 900 

79 366 500 

— 

72 556 600 



1 292 400 

14 118 400 


12 826 000 


70 650 000 

254 342 000 

519 905 100 

— 

265 563 100 





5 822 500 

4 231 500 

1 591 000 


— 

— 

394 800 

1 493 900 

— 

1 099 100 

— 

220 000 

282 900 

3 844 200 

— 

3 561 300 


250 000 

3 537 700 

5 615 000 

_ 

2 077 300 

. — 

2 200 000 

14 600 

3 202 100 

— 

3 187 500 




56 900 

1 237 700 


1 180 800 

— 

— 

21 000 

585 900 

— 

564 900 

. 


42 000 

849 700 


807 700 




554 400 

— 

460 300 

— 

— 

5 800 

548 400 

-- 

542 600 




13 000 

287 100 


274 100 

— 

— 

65 500 

630 900 

— 

565 400 

■ „ 



26 800 

450 800 


424 000 

— 

— 

1 800 

106 900 



105 100 

— 

— 

67 200 

307 700 

— 

240 500 

— 

— 

71 700 

681 900 

— 

610 200 

— 

2 650 000 

1 000 

4 576 300 

— 

4 575 300 

— 

75 970 000 

266 153 700 

563 227 900 

1 591 000 

298 665 200 






297 074 200 

— 

— 

— 

19 490100 

— 

19 490 100 


75 970 000 

266 153 700 

543 737 800 

— 

277 584 100 



66 600 

9 169 200 


9102 600 

— 

512 000 000 

— 

512 000 000 

— 

512 000 000 

— 

— 

19 400 

745 600 



726 200 

— 

— 

22 900 

336 600 

— 

313 700 

— 

— 

— 

815 100 

— 

815 100 

— 

— 

— 

1 257 100 

— 

1 257 100 



21 000 

2 019 800 


1 998 800 
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Kap. 

Bezeichnung 

1 


Außerordentlidier 

Einnahmen 

DM 

Ausgaben 

DM 

1 

2 

3 

4 

11 11 

Arbeitslosenhilfe 



11 12 

Betriebliche Altersfürsorge 

— 

— 

11 13 

Sozialversicherung 

— 

— 


Zusammen. . . . 

_ 

512 000 000 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

12 

Bundesminister für Verkehr 

i 

i 

512 000 000 

A1201 

Bundesministerium für Verkehr 



— 

A12 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— ’ 

179 460 000 

A12 03 

Binnenwasserstraßenverwaltung 

— 1 

68 071 500 

A12 04 

Seewasserstraßenverwaltung 

— 

28 539 000 

A12 05 

Bundesschleppbetrieb 

— 1 

— 

A12 06 

Bundesanstalt für Wasserbau 

— 

— 

A12 07 

Bundesanstalt für Gewässerkunde 

— 

— 

A 12 08 

Bundesamt für Schiffs Vermessung 

— 

— 

A12 09 

Deutsches Hydrographisches Institut 

— 

— 

A12 10 

Bundesfernstraßen, Bundesstraßen und Bundesautobahnen . . 

— 

164 218 300 

A12 11 

Bundesanstalt für Straßenbau 

— 

140 000 

A 1212 

Kraftfahrt-Bundesamt 

— 

— 

A1213 

Oberprüfungsamt für die höheren technischen Verwaltungs- 




beamten 

— 

— 

A 12 14 

Deutscher Wetterdienst 

— 

2 506 000 

A1215 

Bundesanstalt für Flugsicherung 

— 

7 200 000 

A12 16 

Luftfahrt-Bundesamt 

— 

— 

A1217 

Staatswerft Rendsburg-Saatsee 

— 

— 


Zusammen. ... 

_ 

450 134 800 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben ... 

13 

Bundesminister für das Post-? und Fernmeldewesen 


450 134 800 

13 01 

Bundesministerium für das Rost- und Fernmelde wesen .... 

— 


13 03 

Bundes druckerei * • • • 

— 

— 


Zusammen. ... 

— 

— 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes * . . 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

19 

Bundesverfassungsgeridit 



19 01 

Bundesverfassungsgericht 

— 

— 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

__ 

— 


Es verbleiben . . . 

20 

Bundesrechnungshof 



20 01 

Bundesrechnungshof 

— 

— 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

/ 

Es verbleiben , . . 

— 



. 22 




Haushalt 

Gesamtabsdiluß 

Überschuß 

Zuschuß 

Einnahmen 

Ausgaben ! 

Überschuß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 1 

DM 

DM 

5 

6 

7 

8 1 

9 

10 



2 152 000 

481 730 000 


479 578 000 

— 

— 

— 

10 000 000 

— 

10 000 000 

— 

— 

470 000 

2 575 370 000 

— 

2 574 900 000 

— 

512 000 000 

2 751 900 

3 593 443 400 

__ 

3 590 691 500 

— 

— 

— 

123 257 600 

— 

123 257 600 


512 000 000 

2 751 900 

3 470 185 800 


3 467 433 900 



110 000 

11 535 100 


11 425 100 

— 

179 460 000 

19 526 700 

484 101 600 



464 574 900 

— 

68 071 500 

26920 000 

148 897 700 

— 

121 977 700 

— 

28 539 000 

10 969 100 

90 195 700 

— 

79 226 600 





51 500 

797 000 



745 500 

— 

— 

4 100 

529 700 



525 600 

— 

— 

500 600 

292 700 

207 900 

— 

— 

— 

945 300 

6 128 300 

— 

5 183 000 

— 

164 218 300 

8 057 900 

315 833 300 

— 

307 775 400 

— 

läo 000 

203 000 

675 600 

— 

472 600 

— 

— 

4 923 700 

4 512 700 

411 000 

' — 





13 800 

119 000 



105 200 

— 

2 506 000 

840 500 

23 966 800 

— 

23 126 300 

— 

7 200 000 

7 700 

22 704 700 

— 

22 697 000 

— 

— 

20 000 

674 400 

— 

654 400 






1 038 489 300 

— 

450134 800 

73 093 900 

1 110 964 300 

— 

1037 870 400 

— 

— 

— 

26 433 200 

— 

26 433 200 

— 

450 134 800 

73 093 900 

1 084 531 100 

— 

1 011 437 200 




i 

64 800 


64 800 

_ 

— 

2 525 500 

1 277 600 I 

1 247 900 

— 

— 

__ 

2 525 509 

1 342 400 

1 247 900 

64 800 

— 


— 

53 700 

— 

53 700 


— 

2 525 500 

1 288 700 

1 247 900 

11 100 





1 236 800 




12 300 

2 008 500 

— 

1 996 200 

— 

— 

— 

80 300 

— 

1 80 300 



12 300 

1 928 200 


1 915 900 



13 000 

6662500 


6 649 500 

— 

— 

— 

266 500 


266 500 

— 

— 

13 000 

6 396 000 

— 

6 383 000 
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Kap. 

Bezeichnung 


Außerordentlidier 

Einnahmen 

DM 

Ausgaben 

DM 

1 

.r 2 

3 

4 

24 01 

24 

Bundesminister für wirtschaftlidie Zusammenarbeit 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 



24 03 

Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland beim Euro- 
päischen Wirtschaftsrat (OEEC) in Paris und bei der FOA 
in Washington 


_ 


Zusammen .... 

Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

. . 



Es verbleiben . . . 

— 

— 

A25 01 

2S 

Bundesminister für Wohn\ingsbau 

Bundesministerium für Wohnungsbau 


576 000 000 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

— 

576 000 000 

26 01 

26 

Bundesminister für Vertriebene 

Bundesministerium für Vertriebene 



26 03 

Notaufnahmelager Gießen, Uelzen und Berlin 

— 

— 


Zusammen. ... 

— 

— 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

— 

— 

27 01 

27 

Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen 

Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 




Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

■ — 


Es verbleiben ... 

— 

— 

A28 01 

2 $ 

Bundesminister für Angelegenheiten des Bundesrates 

Bundesministerium für Angelegenheiten des Bundesrates . . . 




Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes .... 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

— 

— 

29 01 

29 

Bundesminister für Familienfragen 

Bundesministerium für Familienfragen 




Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben ... 



30 01 

30 

Bundesminister für besondere Aufgaben 

Bundesminister für besondere Aufgaben 




Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben . 

i 

— 


24 







Haushalt 

Gesamtabsdiluß 

Uberschuß 

Zuschuß 

Einnahmen 

Ausgaben 

Überschuß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

5 

6 

7 

8 

9 

10 



13 700 

5 723 800 


5 710100 


— 

6 000 

3 175 800 

— 

3 169 800 



19 700 

8 899 600 

— 

8 879 900 

— 

— 

— 

356 000 

— 

356000 



19 700 

8 543 600 


8 523 900 


576 000 000 

42 462 100 

870 691 900 


828 229 800 

— 

— 

— 

11 787 800 


11787 800 


576 000 000 

42 462 100 

858 904 100 

— 

816 442 000 



3 300 

11561100 


11 557 800 

— 

— 

— 

5 106 600 


5 106 600 

— 

— 

3 300 

16 667 700 

— 

16 664 400 

— 


— 

666 700 

— 

666 700 



3 300 

16 001 000 

— 

15 997 700 

_ 


15 100 

28 298 800 


28 283 700 


— 

— 

1 131 900 

— 

1 131 900 

— 

— 

15 100 

27 166 900 

— 

27151 800 



4 000 

676 900 


672 900 

— 

— 

— 

27 000 

— 

27 000 



4 000 

649 90a 


645 900 



8 000 

521 800 


513 800 

— 

— 


20 800 

— 

20 800 


— 

8 000 

501 000 

— 

493000 





200 

809 200 


809 000 

— . 

— 

— 

32 300 

— 

32 300 

— 

— 

200 

776 900 

— 

776 700 
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Kap. 

Bezeichnung 


Außerordentticher 

Einnahmen 

DM 

Ausgaben 

DM 

1 

2 

3 

4 

32 03 

32 

Bundes schuld 

Bundessdiuldenverwaltung 



32 05 

Verzinsung 

— 

— 

32 06 

Tilgung 

— 

— 

32 07 

Zum Ankauf von Sdiuldurkunden des Bundes 

— 

— 

32 08 

Inanspruchnahme aus Sicherheitsleistungen und Gewähr- 
leistungen 


_ 

32 09 

Archiv der Bundesschuldenverwaltung 

— 

■ — 

4 32 01 

Anleihe 

1 989 234 200 

— 


Zusammen 

1 989 234 200 

— 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

1 989 234 200 

— 

35 01 

35 

Verteidigungslasten 

Beitrag der Bundesrepublik an die Europäische 




Verteidigungsgemeinschaft 

— 

— 

35 02 

Besatzungskosten in Berlin 

— 

— 

35 03 

Auftragsausgaben Klasse I in Berlin 

— 

— 

35 04 

Auftragsatisgaben Klasse II in Berlin 

— 

— 

35 05 

Besatzungskosten in Berlin aus der Auslaufzeit 1953 

— 

— 

35 06 

Auftragsausgaben Klasse I in Berlin aus der Auslaufzeit 1953 

— 

— 

35 07 

Auftragsausgaben Klasse II in Berlin aus der Auslaufzeit 1953 

— 

— 

35 08 

Besatzungskosten in Berlin aus der Auslaufzeit 1952 

— 

— 

35 09 

Auftragsausgaben Klasse I in Berlin aus der Auslaufzeit 1952 

— 

— 

35 10 

Auftragsausgaben Klasse II in Berlin aus der Auslaufzeit 1952 

— 

— 

35 11 

Verteidigungsfolgekosten im Geltungsbereich des Grund- 

— 

— 


gesetzes und in Berlin 

— 

— 


Zusammen. . . . 

— 

— 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

— 

— 

40 03 

40 

Soziale Kriegsfolgeleistungen 

Kriegsfolgenhilfe 



40 04 

Umsiedlung und Auswanderung 

— 

— 

40 05 

Abführung der Ausgleichsabgaben an den Lastenausgleichs- 
fonds 




40 06 

Leistungen des Bundes auf Grund des Lastenausgleichs- 



40 07 

gesetzes 

— 

— 

Versorgung von verdrängten Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes und von Angehörigen aufgelöster Dienststellen 
sowie ihrer Hinterbliebenen 



40 08 

Versorgung der Berufssoldaten der früheren Wehrmacht und 
der berufsmäßigen Angehörigen des früheren Reichsarbeits- 
dienstes sowie ihrer Hinterbliebenen 



40 09 

Kriegsopferversorgung 

— 

7 186 500 

40 10 

Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer 

— 

■ — 


Zusammen .... 

— 

; 7 186 500 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 


— 


Es verbleiben . . . 

— 

7 186 500 

45 02 

45 

Finanzielle Hilfe für Berlin 

Allgemeine Bewilligungen 




Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

— 

— 
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Haushalt 


Gesamtabsdiluß 


Übersdiuß 

Zuschuß 

Einnahmen 

Ausgaben 

Überschuß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

5 

6 

7 

8 

9 

10 



96 300 

91 582 300 


91 486 000 

— 

— 

— 

685 265 000 

— 

685 265 000 

— 

— 

— 

211 355 000 

— 

211 355 000 

— 

— 

— 

20 000 

— 

20 000 



„ 



50 000 000 



50 000 000 

— 

— 

1 400 

329 800 


328 400 

1 989 234 200 


1 989 234 200 

_ 

1 989 234 200 

— 

1 989 234 200 

— 

1 989 331 900 

1 038 552 100 

1 989 234 2D0 

1 038 454 400 

— 

— 

— 

41 542 000 

— 

41 542 000 

1 989 234 200 

— 

1 989 331 900 

997 010100 

1 989 234 200 

996 912 400 





992 321 800 





9 000 000 000 


9 000 000 000 

— 



400 000 

158 000 000 

— 

157 600 000 





100 000 

10 000 000 



9 900 000 

— 



100 000 

13 000 000 



12 900 000 

— 



100 000 

20 000 000 



19 900 000 





10 000 

3 000 000 



2 990 000 





10 000 

7 000 000 



6 990 000 

— - ,| 



4 000 - 

70 000 

’ 

66 000 





1 000 

10 000 

— 

9 000 

— 

— 

1 000 

20 000 

— 

19 000 

— 

— 

10 000 000 

200 000 000 


190 000 000 

— 

— 

10 726 000 

9 411 100 000 

— 

9 400 374 000 

■ — 

— 

— 

376 444 000 

— 

376 444 000 

— 

— 

10 726 000 

9 034 656 000 

— 

9 023 930 000 



66 402 000 

724 125 000 


657 723 000 

— 

— 

276 000 

28 000 000 

— 

27 724 000 

— 

— 

— 

1 890 000 000 

— 

1 890 000 000 


— 

— 

240 400 000 

— 

240 400 000 

— 


32 250 000 

798 000 000 

— 

765 750 000 



130 000 

421 000 000 


420 870 000 

— 

7 186 500 

56 330 000 

3 191 750 300 

— 

3 135 420 300 

— 

— 

— 

55 000 000 

— 

55 000 000 

— 

7 186 500 

155 388 000 

7 348 275 300 

— 

7192 887 300 

— 

— 

~ 

293 643 600 

— 

293 643 600 

— 

7 186 500 

155 388 000 

7 054 631 700 

— 

6 899 243 700 




690 000 000 


690 000 000 


— 

— 

27 600 000 

— 

27 600 000 


— 

— 

662 400 000 


662 400 000 
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Kap. 

Bezeichnung 


AußerordentUdier 

Einnahmen 

DM 

Ausgaben 

DM 

1 

2 

3 

4 

49 01 

49 

Deutsche Vertretung in der Beratenden Versammlung des 
Europarates und der Gemeinsamen Versammlung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

Deutsche Vertretung in der Beratenden Versammlung des 
Europarates und der Gemeinsamen Versammlung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 




Kürzung gemäß § 4 des Haüshaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

— • 

— 

50 02 

so 

Angelegenheiten des Europarats und verwandte Gebiete 
Allgemeine Bewilligungen ; 




Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 


Es verbleiben . . . 

— 

— 

60 01 

60 

Allgemeine Finanzverwaltung 

Steuern und sonstige Einnahmen 



60 02 

Allgemeine Bewilligimgen 

20 000 000 

338 784 000 

60 03 

Versorgung ^ 

— 

— 

60 04 

Sonderleistungen des Bundes 

— 



Zusammen. . . . 

20 000 000 

338 784 000 


Kürzung gemäß § 4 des Haushaltsgesetzes 

— 

— 

j 

Es verbleiben . . . 

20 000 000 

338 784 000 

i 

Insgesamt:. .. . 

2 009 234 200 

2 009 234 200 
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Haushalt 


Gesamtabsdiluß 



































Bundesdrudceiei, Bonn 3063 12. 53 



Anlage zur Buinidestagsdrucksadie 200 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 18. Dezember 1953 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 25. November 1953 - 6 - 50103 
- 2936/53 - beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 117. Sitzung am 18. Dezember 1953 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 
(Haushaltsgesetz 1954) 


die sich aus der Anlage ergebenden Änderungein sowie Bemer- 
kungen und Empfehlungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

In Vertretung 

Dr. Müller 


* siehe nachfolgende synoptische Darstellung 




Anlage zur Boinidestags'drucks^adie 200 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 18. Dezember 1953 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 25. November 1953 - 6 - 50103 
- 2936/53 - beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 117. Sitzung am 18. Dezember 1953 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 
(Haushaltsgesetz 1954) 


die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen sowie Bemer- 
kungen und Empfehlungen vorzusdilagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

In Vertretung 

Dr. Müller 


siehe nachfolgende synoptische Darstellung 




Anlage zinr Bundestagsidnucksadie 200 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 18. Dezember 1953 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Sdireiben vom 26. November 1953 - 6 - 50103 - 
2936/53 II - beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 117. Sitzung am 18. Dezember 1953 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu der 

Ergänzungsvorlage zum Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1954 

die Streichung der laufenden Nr. 1 und der Vorbemerkungen vor 
den laufenden Nrn. 2 bis 4 vorzuschlagen, im übrigen aber keine 
Einwendungen zu erheben. 

Begründung: 

Die in der Ergänzungsvorlage zum Haushaltsgesetz 1954 enthal- 
tenen Ausgabenansätze sind im Einzelplan 60 — Allgemeine Finanz- 
verwaltung — Kap. 6002 unter Tit. 531, Tit. 532 und Tit. 533 
aufzunehmen. Auf die Stellungnahme des Bundesrates zum Haus- 
haltsgesetz 1954 — Einzelplan 60 Kap. 6002 — wird Bezug ge- 
nommen. 

In Vertretung 

Dr. Müller 




Anlage zur Bundestagsdrucksadie 200 


Stellungnahme des Bundesrates 

zum Entwurf eines Gesetzes über die Fest- 
stellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Redinungsjahr 1954 (Haushaltsgesetz 1954) 
einschließlich Ergänzungsvorlage 


A. Haushaltsgesetz 

1. Die in § 1 des Hauslhaltsgesetzes aufge- 
führten Beträge sind den sich aus der An- 
lage ergebenden Änderungsvorschlägen 
entsprechend zu ändern. 


2. Hinter § 13 ist nachstehender § 13 a ein- 
zufügen : 

,S 13 a 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, Bürgschaften für Kredite zu 
Gunsten der demontagegeschädigten Wirt- 
schaft und zur Finanzierung überseeischer 
Niederlassiungen des deutschen Außen- 
handels bis zu 105 000 000 DM zu über- 
nehmen.“ 

Begründung: 

Die Einfügung dieses Paragraphen ist ge- 
boten, da es nicht möglich ist, im Rahmen 
des Haushalts Mittel für die demontage- 
geschädigte Wirtschaft und die über- 
seeischen Niederlassungen des deutschen 
Außenhandels bereitzustellen. Es muß 
deshalb durch die Übernahme von Bürg- 
schaften geiholfen werden. 


B. Allgemeine Bemerkungen 

1. Das alljährliche Anwachsen des Bundes- 
haushalts setzt sich leider auch im Ent- 
wurf für das Rechnungsjahr 1954 fort. 
Zwar ist die Gesamtsumme des Haushalts 
mit 27,1 Md. DM gegenüber derjenigen 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Bemerkungen und Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates zum Entwurf eines 
Gesetzes über die Feststellung des Bundes- 
haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 
(Haushaltsgesetz 1954) einschließlich Ergän- 
zungsvorlage 

Zu A. Haushaltsgesetz 

Zu 1 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu 
den einzelnen Änderungsvorschrägen des Bun- 
desrats ergibt sich aus den nachstehenden Be- 
merkungen: 

Zu 2 

Mit dem Grundgedanken des Vorschlags ist 
die Bundesregierung einverstanden. Die Bun- 
desregierung erwägt die Einbringung eines 
Dritten Gesetzes zur Förderung der Wirt- 
schaft, das den Bürgschaftsplafond von bis- 
her 800 Mio DM um 200 — 250 Mio DM 
erhöhen soll. Sie ist bereit, im Rahmen dieses 
Gesetzentwurfs eine weitere Aufstockung um 
100 Mio DM für Remontagekredite vorzu- 
sehen. Eine Verbürgung des Kredits von 
5 Mio DM für Kredite zur Finanzierung 
überseeischer Niederlassungen des deutschen 
Außenhandels ist bereits auf Grund des Ge- 
setzes über die Übernahme von Sicherheits- 
leistungen und Gewährleistungen im Aus- 
fuhrgeschäft vom 26. August 1949 in Verbin- 
dung mit dem Vierten Gesetz über die 
Übernahme von Sicherheitsleistungen und 
Gewährleistungen im Ausfuhrgeschäft vom 
9. Juni 1953 sowohl in sachlicher Hinsicht 
wie auch hinsichtlich des verfügbaren Bürg- 
schaftsrahmens möglich. Die vorgeschlagene 
Einfügung des § 13 a des Haushaltsgesetzes 
erübrigt sich daher. 


Zu B. Allgemeine Bemerkungen 

Die Bundesregierung beschränkt sich auf fol- 
gende Feststellungen: 

a) Das prozentuale Anwachsen des Volumens 
der Haushaltspläne 1954 gegenüber 1953 
ist bei den Ländern höher als beim Bund. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


van 1953 mit 27,8 Md. DM um rd. 
700 Mio DM kleiner geworden. Daraus 
kann jedoch nicht auf eine Ersparnis ge- 
schlossen werden, weil der ERP-Haushalt, 
der für 1953 in Einnahme und Ausgabe 
mit rd. 870 Mio DM veranschlagt war, 
für 1954 als selbständiger Wirtschafts- 
plan aus dem Bundeshaushalt ausgeglie- 
dert wurde. Schon diese eine Tatsache 
zeigt daher, daß sich die Ausgabesumme 
des Bundeshaushalts 1954 vermehrt hat. 
Dies wird noch stärker sichtbar, wenn 
man die Ansätze des ordentlichen und des 
außerordentlichen Haushalts für 1953 und 
1954 vergleicht. Der ordentliche Haus- 
. halt 1954 hat gegenüber 1953 um rd. 
500 Mio DM zugenommen; berücksich- 
tigt man noch, daß 400 Mio DM Woh- 
nungsbaumittel, die 1953 im ordentlichen 
Haushalt veranschlagt waren, in den 
außerordentlichen Haushalt 1954 über- 
nommen wurden, so ergibt sich eine Er- 
höhung des ordentlichen Haushalts 1954 
gegenüber 1953 um rd. 900 Mio DM. Das 
Volumen des außerordentlichen Haushalts 
Ist allerdings wegen der beschränkten 
Möglichkeiten zur Beschaffung von Kre- 
diten, wie sie von der Bundesregierung 
beurteilt werden, um rd. 1200 Mio DM 
geringer veranschlagt. 

2. Der Bundesrat stellt fest, daß eine Reihe 
von Anregungen, die er zu den Haus- 
haltsplänen früherer Rechnungsjahre ge- 
geben hat, von der Bundesregierung be- 
rücksichtigt worden ist. Dazu gehört, daß, 
von wenigen Ausnahmen abgesehen, für 
das Rechnungsjahr 1954 eine Vermeh- 
rung des Verwaltungskörpers nicht vor- 
gesehen ist. Im Hinblick auf das weitere 
Anwachsen des Ausgabevolumens des 
Bundeshaushalts hält es der Bundesrat für 
erforderlich, die Ausgaben In verschie- 
denen Einzelplänen zu kürzen und den 
ordentlichen Haushalt noch weiter zu 
entlasten. 


3. Die Bundesregierung weist zutreffend 
darauf hin, daß eine geordnete Haus- 
haltsführung die notwendigen Voraus- 
setzung für die große Steuerreform ist. 


Stellungnahme der Bundes- 
regierung 

b) Der Investitionstell des außerordentlichen 
Haushalts übertrifft Im Bundeshaushalts- 
plan 1954 denjenigen des Vorjahres um 
fast 300 Mio DM. 


Zu 2 

Die Bundesregierung war zu Ihren Einspa- 
rungsmaßnahmen wegen des im Grundgesetz 
vorgeschriebenen Haushaltsausgleichs (Art. 
HO) und zur Vorbereitung der Steuerreform 
genötigt. Wegen der Vorschläge des Bun- 
desrats zur Entlastung des ordentlichen Haus- 
halts wird auf die nachfolgende Bemerkung 
Bezug genommen. 


Zu 3 

Der Bundesrat hat sich bei seiner Stellung- 
nahme zum Entwurf des Bundeshaushalts- 
plans 1954 offensichtlich von dem Bestreben 
leiten lassen, die von der Bundesregierung ge- 
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Stellungnahme des Bundesrates 


Stellungnahme der Bundes- 
regierung 


Was für den Bund gilt, muß aber auch 
für die Länder gelten. Sie können sich 
für das Rechnungsjahr 1954 dem Zwang 
des wachsenden Staatsbedarfs in ihren 
Haushalten ebenfalls nicht entziehen. 
Die Aufwendungen, welche ihnen bei der 
Ausübung ihrer Verwaltungshoheit, ins- 
besondere auf dem Gebiet der inneren 
Verwaltung, der Rechtspflege und des 
Schulwesens, aber auch beim Straßenbau 
und bei dem Wiederaufbau zerstörter 
Industriegebiete erwachsen, haben eine 
steigende Tendenz. Die Länder können 
daher eine Schwächung ihrer Finanzkraft 
durch eine weitere Erhöhung des Bun- 
desanteils an dem Aufkommen der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer nicht 
hinnehmen und sind daher von einem 
Inanspruchnahmesatz von 38 v. H. aus- 
gegangen. Dieser Zielsetzung dienen die 
Vorschläge in den folgenden Bemerkun- 
gen zu den Einzelplänen, insbesondere 
der Vorschlag auf Übernahme von Inve- 
stitionsausgaben der Bundesbahn in 
Höhe von 250 Mio DM aus dem ordent- 
lichen In den außerordentlichen Haus- 
halt. Der Bundesrat stimmt grundsätzlich 
den Ausführungen der Bundesregierung 
bei, wonach wegen der geplanten Steuer- 
reform die öffentliche Hand ihre Inve- 
stitionen In größerem Umfang als bisher 
mit Anleihen finanzieren muß (vgl. BR- 
Drucks. Nr. 502/53). Die günstige Ent- 
wicklung des Kapitalmarkts kommt der 
Verwirklichung dieser Forderung ent- 
gegen. 


forderte Erhöhung des Bundesanteils an der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer von 
38 V. H. auf 42 v. H. abzuwenden; zu diesem 
Zweck hat er seine Änderungsvorschläge so 
gestaltet, daß sie — wenn sie berückslditigt 
werden — In ihrer haushaltsmäßigen Auswir- 
kung genau den Betrag ergeben, der dem 
Unterschied zwischen 38 v. H. und 42 v. H. 
der veranschlagten Einnahmen aus der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer entspricht. 
Die Änderungsvorschläge des Bundesrates 
scheinen also Im wesentlichen dazu bestimmt, 
den Nachweis zu ermöglichen, daß den Län- 
dern auch Im Rechnungsjahr 1954 ohne Ge- 
fährdung des Gleichgewichts des Bundeshaus- 
halts 62 V. H. der Einnahmen aus der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer belassen 
werden können. Die Bundesregierung vertritt 
— wie sich aus Ihrer Stellungnahme zu den 
Einzelvorschlägen des Bundesrats ergibt 
(vgl. C — die Auffassung, daß dem Bundes- 
rat dieser Nachweis nicht gelungen ist. 

Im übrigen würde sich eine Ermäßigung des 
Bundesanteils an der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer In jedem Falle schon deshalb 
verbieten, weil der Bund — im Gegensatz zu 
den Ländern, die ihre früheren Fehlbeträge 
weitgehend haben abdecken können — im 
Rechnungsjahr 1954 abermals außerstande Ist, 
Mittel zur Deckung seines noch aus dem 
Rechnungsjahr 1951 stammenden kassenmä- 
ßigen Fehlbetrages von rd. 1000 Mio DM 
(von dem rechnungsmäßigen Fehlbetrag nach 
§ 75 RHO ganz abgesehen) zu erübrigen, 
und daher finanziell einstweilen keine Mög- 
lichkeit sieht, der gesetzlichen Pflicht zur Ab- 
deckung dieses Fehlbetrags zu entsprechen. 
Die Bundesregierung hält ein solches, nur 
durch die beengte Haushaltssituation erzwun- 
genes Weiterschleppen früherer Fehlbeträge 
währungs- und haushaltspolitisch für so be- 
denklich, daß nach Ihrer Auffassung alle 
haushaltsmäßigen Anstrengungen auf das 
Ziel vereinigt werden müssen, diese Vorbe- 
lastung des Bundeshaushalts abzubauen und 
damit die Haushaltswirtschaft des Bundes 
allmählich zu konsolidieren. Mit dieser Ziel- 
setzung stände eine Ermäßigung des Bundes- 
anteils an der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer in unvereinbarem Widerspruch. 

Die Entscheidung über die sachliche Be- 
rechtigung des Bundesanspruchs, im Redi- 
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Stellungnahme des Bundesrates 


Stellungnahme der Bundes- 
regierung 


nungsjahr 1954 mit 42 v. H. am Aufkommen 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer be- 
teiligt zu werden, hängt somit ausschließ- 
lich davon ab, ob die Länder diesem An- 
spruch. ohne Gefährdung ihrer eigenen Haus- 
haltslage entsprechen können. Der Bundes- 
rat bestreitet dies; er begründet seine Hal- 
tung lediglich mit einem allgemeinen Hin- 
weis auf steigende Tendenzen bei gewissen 
Länderausgaben. Die Bundesregierung hat 
sich demgegenüber in der Begründung des 
soeben vorgelegten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Inanspruchnahme eines Teils der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer der 
Mühe unterzogen, sowohl die Mehrausgaben 
als auch die Mindereinnahmen, die sich für 
die Länder im Rechnungsjahr 1954 gegen- 
über 1953 ergeben werden, im einzelnen dar- 
zustellen; sie hat diese Haushaltsverschlechte- 
rungen bei der Bemessung ihrer Beteiligungs- 
forderung in vollem Umfange berücksichtigt 
und ferner zahlenmäßig belegt, daß sich 
gleichwohl die Haushaltslage der Länder für 
1954 im ganzen nicht unerheblich verbessern 
wird, auch wenn den Ländern nur 58 v. H. 
der Einnahmen aus der Einkommen- und 
Körperschaf tsteuer verbleiben. An dieser Auf- 
fassung hält die Bundesregierung fest, um so 
mehr, als der Bundesrat ihre zahlenmäßigen 
Angaben nicht bestritten hat. 

Der Bundesrat macht sich die Auffassung der 
Bundesregierung, daß öffentliche Investitionen 
künftig in größerem Umfange mit außeror- 
dentliAen Mitteln zu finanzieren seien, of- 
fensichtlich nur deshalb zu eigen, um damit 
seine Forderung auf Verlagerung eines Betra- 
ges von 250 Mio DM vom ordentlichen in 
den außerordentlichen Bundeshaushalt be- 
gründen zu können (vgl. hierzu im einzel- 
nen die Stellunignahme zu C IX Nr. 1). In 
diesem Zusammenhang ist bemerkenswert, 
daß die Bundesregierung bei der Bemessung 
der 42 Voigen Beteiligungsforderung an der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer zugun- 
sten der Länder auf die Schwierigkeit, jenem 
Finanzierungsgrundsatz schon im Rechnungs- 
jahr 1954 voll zu entsprechen, loyalerweise 
Rücksicht genommen hat: sie ist davon aus- 
gegangen, daß die Länder für Investitionen 
und ähnliche Ausgaben im Rechnungsjahr 
1954 Steuermittel in der Größenordnung von 
über 1200 Mio DM verwenden. Nachdem die 
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Stellungnahme des Bundesrates 


4. Die Bundesregierung hat den Haushalt 
für das Rechnungsjahr 1954 als einen 
' Haushalt der Sparsamkeit bezeichnet und 
in ^ 4 des Hausfhaltsgesetzes vorgesehen, 
daß bei allen Einzelplänen die Ausgaben 
in Höhe von 4 v. H. gekürzt werden. 
Das ergäbe rechnerisch eine Minderaus- 
gabe von 1 008 Mio DM. Freilich gibt 
§ 4 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes dem 
Bundesminister der Finanzen die Ermäch- 
tigung, von der 4Voigen Kürzung Aus- 
nahmen ztizulassen, wenn dies wegen inter- 
nationalen Rechtsverpflichtungen oder 
aus sonstigen unabweisbaren Gründen 
zwangsläufig ist. Dafür ist im Haushalts- 
entwurf ein Betrag von 671 Mio DM 
(Einzelplan 60 Kap. 6002 Tit. 695) vor- 
gesehen. Dadurch vermindert sich die ge- 


Stellung nähme der Bundes- 
regierung 

Bundesregierung mit dem Haus'haltsentwurf 
für 1954 alle echten Investitionsausgaben in 
den außerordentlichen Etat verwiesen hat, 
muß sie weitergehende Forderungen des Bun- 
desrats noch bei der Gestaltung des Regie- 
lange die Länder die Grundsätze, die sie 
gegenüber dem Bund vertreten, nicht auch 
als für sich verbindlich anerkennen und hin- 
sichtlich der Finanzierung außerordentlicher 
Ausgaben sich nicht zu ähnlichen durchgrei- 
fenden Maßnahmen entschließen, wie sie der 
Bund für seinen Haushalt getroffen hat. 

Was aber das Ausmaß des außerordentlichen 
Haushalts für 1954 angeht, ist die Bundes- 
regierung bei der Berücksichtigung der ange- 
meldeten dringlichen Vorhaben bis an die 
Grenze des Möglichen gegangen. Sie macht 
kein Hehl daraus, daß sie von dem Kapital- 
markt der Bundesrepublik die volle Auf- 
brin^ng der veranschlagten Einnahmen aus 
Anleihen nicht erwarten kann, und daß daher 
die in den Plan des außerordentlichen Haus- 
halts eingestellten Vorhaben teilweise über 
kurzfristige Mittel finanziert werden müssen. 
Jede Überschreitung des vorgesehenen Volu- 
mens des außerordentlichen Haushalts Ist 
irreal. Mit dieser Feststellung erklärt sich die 
Bundesregierung gleichzeitig zu den verschie- 
denen Empfehlungen und Anträgen des Bun- 
desrats außerstande, den iaußerordentlichen 
Haushalt noch weiter auszudehnen. 


Zu 4 

Die Bundesregierung hat den Haushaltsplan 
für das Rechnungsj^r 1954 als einen Haus- 
haltsplan der Sparsamkeit bezeichnet, nicht 
nur weil sie eine prozentuale Kürzung der 
Einzelansätze noch über die Streichung und 
sonstige Kürzung von Ansätzen hinaus vor- 
genommen hat, sondern weil sie mehrere 
Milliarden DM an Anforderungen hat zu- 
rückdrängen können. Die Ersparnisquote bei 
der prozentualen Kürzung kann nicht er- 
höht werden, wenn die Bundesregierung die 
rechtlich festliegenden Verpflichtungen er- 
füllen soll. Die Bundesregierung muß sogar 
befürchten, daß die vorgesehene Quote nicht 
erreicht wird. 
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nannte Ersparnissumme von 1 008 Mio 
DM auf 337 Mio DM, d. h. die Global- 
ersparnis ist im Haushalt tatsächlich nicht 
mit 4 V. H., sondern nur mit 1,3 v. H. 
eingesetzt. Der Bundesrat hält es für mög- 
lich, die Ersparnisquote effektiv auf rd. 
2 V. H. zu erhöhen und daher statt 
671 Mio DM nur 500 Mio DM in den 
genannten Titel einzusetzen. 


5. Der Bundesrat tritt der Auffassung der 
Bundesregierung bei, wonach der Betrag 
von 9 000 Mio DM das Äußerste ist, 
was der Bund ohne Schädigung der 
deutschen Volkswirtschaft für Verteidi- 
gungszwecke leisten kann. Da ungewiß 
ist, wann der EVG-Vertrag ratifiziert 
wird, sieht der Bundesrat jetzt davon ab, 
zur Höhe des veranschlagten Betrages für 
die Verteidigungskosten Stellung zu neh- 
men. Er behält sich die Stellungnahme 
für den Zeitpunkt vor, in dem ihm der 
Beschluß des Bundestages zum Haus- 
haltsgesetz gemäß Art. 77 Abs. 2 GG 
zugehen wird. 


6. Im Bundeshaushalt finden sich an zahl- 
reichen Stellen Ausgabenansätze, bei denen 
zweifelhaft ist, ob es sich nicht um die 
Finanzierung von Aufgaben handelt, die 
nach dem Grundgesetz zur Zuständig- 
keit der Länder und somit in die Haus- 
halte der Länder gehören. Die kurze 
Frist, die dem Bundesrat zur Beratung 
des Haushaltsgesetzes im 1. Durchgang 
zur Verfügung steht, ließ es nicht zu, 
diese Frage zu prüfen. Der Bundesrat hat 
aber eine gründliche Untersuchung in 
Aussicht. genommen und behält sich vor, 
Vorschläge zu machen, wenn das Gesetz 
zur Ausführung des Art, 107 GG zur Er- 
örterung gestellt wird. 


Stellungnahme der Bundes- 
regierung 


Zu 5 

Die Bundesregierung hat von den Darlegun- 
gen des Bundesrats Kenntnis genommen. 


Zu 6 

Der allgemeine Hinweis, daß der Bundes- 
haushalt Bewilligungen für Aufgaben ent- 
halte, die zur Zuständigkeit der Länder ge- 
hören, pflegt in den jährlichen Bemerkungen 
des Bundesrats regelmäßig wiederzukehren; 
konkrete Folgerungen hat der Bundesrat bis- 
her aus dieser Erkenntnis nicht gezogen. Die 
Bundesregierung entnimmt seinen Ausfüh- 
rungen nunmehr, daß der Bundesrat sich mit 
dem Problem der Abgrenzung der Finanzver- 
antwortung zwischen Bund und Ländern in 
Kürze grundsätzlich auseinandersetzen will. 
Sie würde es begrüßen, wenn der Bundesrat 
seine Untersuchungen nicht auf die Frage be- 
schränkte, welche Ausgaben in Zukunft den 
Ländern zu überlassen sind, sondern Über- 
legungen auch darüber anstellen wollte, wie 
sioiergestellt werden soll, daß die gegenwär- 
tig aus Bundesmitteln finanzierten Ausgaben 
künftig mit mindestens dem gleichen Wir- 
kungsgrad von den einzelnen Ländern er- 
füllt werden. Sollen die Vorschläge des Bun- 
desrates noch bei der Gestaltung des Regie- 
rungsentwurfs zur Neuordnung des Finanz- 
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C. Bemerkungen zu den Elnzelplänen 


L Einzelplan 01 - Bundespräsident und 
Bundespräsidial amt 

Kap. 0101 — Bundespräsident — 

Tit. 240 — Zur Verfügung des Bundes- 
präsidenten für außergewöhnlichen Aufwand 
aus dienstlicher Veranlassung in besonderen 
Fällen — 

Der Ansatz ist auf 120 000 DM zu erhöhen. 


II. Einzelplan 03 » Bundesrat - 

Kap. 0301 — Bundesrat — 

1. Tit. 101 — Dienstbezüge der plan- 

mäßigen Beamten — 

a) Eine der 5 ausgewiesenen Stellen der 
Besoldungsgruppe A 2 b ist in eine 
Stelle der Besoldungsgruppe Alb mit 
kw- Vermerk umzuwandeln. Durch die 
Hebung dieser Stelle soll die Stelle des 
Sekretärs des Ausschusses für Flücht- 
lingsfragen und des Ausschusses für 
Wiederaufbau und Wohnungswesen 
an die Stellen der anderen Ausschuß- 
sekretäre angeglichen werden, 

b) Außerdem sind 2 der 4 ausgewiesenen 
Stellen der Besoldungsgruppe A 4 b 1 
in Stellen der Besoldungsgruppe A 3 b 
umzuwandeln. Durch die Hebung die- 
ser Stellen sollen die Stellen der Sach- 
bearbeiter im Agrarausschuß und im 
Ausschuß für Arbeit und Sozialpolitik 
an die Stellen der Sachbearbeiter der 
anderen Ausschüsse des Bundesrates an- 
geglichen werden. 


Stellungnahme der Bundes- 
regierung 

ausgleichs (Art. 107 GG) berücksichtigt wer- 
den, müßten sie der Bundesregierung späte- 
stens Anfang Februar 1954 zugänglich ge- 
macht werden. 


Zu C. Bemerkungen zu den Elnzelplänen 


1. Einzelplan 01 “Bundespräsident und 
Bundespräsidialamt “ 

Kap. 0101 — Bundespräsident — 

Tit. 240 — Zur Verfügung des Bundespräsi- 
denten für außergewöhnlldien Aufwand aus 
dienstlicher Veranlassung in besonderen 
Fällen — 

Die Bundesregierung hat von dem Beschluß 
des Bundesrates Kenntnis genommen. 


II. Einzelplan 03 - Bundesrat - 


1. Tit. 101 — Dienstbezüge der planmäßigen 
Beamten — 

Dem Vorschlag, eine Stelle der Bes,-Gr. A 2 b 
in eine Stelle der Bes.-Gr. A 1 b mit kw-Ver- 
merk und außerdem 2 Stellen der Bes.-Gr. 
A 4 b 1 in Stellen der Bes.-Gr. A 3 b umzu- 
wandeln, wird bei den Beratungen im Haus- 
haltsausschuß des Bundestags zugestimmt 
werden. 


Kap. 0301 — Bundesrat — 
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Stellungnahme der Bundes- 
regierung 


2. Tit. 871 (neu) — Bauliche Veränderungen 
lim BundeisratSiflügel des Bundeshauses, ins- 
besondere Umbau des Plenarsiaales — 

435 000 DM 

Der Titel 871 ist neu einzufügen. 

Der 3. Stock des Nordflügels ist vom 
Deutschen Bundestag für den Bundesrat 
freigegeben worden. Für den Einbau 
eines Personenaufzugs in den bereits vor- 
handenen Fahrstuhlschacht sind nach dem 
Kostenvoranschlag 35 000 DM erforderlich. 
Für den Erweiterungsbau des Plenarsaales 
des Bundesrates, der sich als zu klein er- 
wiesen hat, werden 400 000 DM ver- 
anschlagt. Insgesamt ist bei diesem Titel 
ein Ansatz von 435 000 DM erforderlich. 


2. Tit. 871 (neu) — Bauliche Veränderungen 
im Bundesratsflügel des Bundeshauses, ins- 
besondere Umbau des Plenarsaales — 

435 000 DM 

Dem Antrag auf Neueinfügung dieses Titels 
wird insoweit entsprochen werden, als die 
Kosten für den Umbau des Plenarsaales des 
Bundesrats in Höhe von 400 000 DM noch 
in den Entwurf des Bundeshaushaltsplans 
1954, und zwar mit Sperrvermerk auf genom- 
men werden. 

Bei der Bauäbteilung des Bundesfinanzmini- 
steriums wird z. Z. eine Planung ausgearbei- 
tet, um den zusätzlichen Raumbedarf des 
Bundestages in einer Weise zu decken, daß 
hierfür der Nordflügel des Bundeshauses 
nicht in Anspruch genommen zu werden 
braucht, der Bundesrat also im Nordflügel 
verbleiben kann. Es bestehen sonach keine 
Bedenken, nunmehr die für den Umbau des 
Plenarsaals des Bundesrats im Nordflügel des 
Bundeshauses erforderlichen Kosten in Höhe 
von 400 000 DM noch in den Entwurf des 
Bundesihaushaltsplans 1954 einzustellen. Da die 
Mittel jedoch erst verausgabt werden kön- 
nen, wenn feststeht, daß die vorbezeichnete 
Planung zur Durchführung kommt, ist der 
Ansatz zunächst mit Sperrvermerk zu ver- 
sehen. 

Bisher sind die Kosten größerer Um- und 
Erweiterungsbauten im Bundeshaus im Ein- 
zelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung 
— und zwar im außerordentlichen Haushalt 
veranschlagt worden. Der Einstellung der 
Ausgabeposition bei Kap. A 6002 Tit. 710 
wird bei den Beratungen im Haushaltsaus- 
schuß des Bundestages zugestimmt werden. 
Die Aufnahme der weiter geforderten Kosten 
für einen Personenaufzug im Nordflügel des 
Bundeshauses in Höhe von 35 000 DM muß 
hingegen abgelehnt werden. Nach den Fest- 
stellungen der Bauabteilung des Bundes- 
finanzministeriums ist der Einbau eines Per- 
sonenaufzuges nicht gerechtfertigt. 
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in. Einzel plan 05 - Auswärtiges Amt- 

1. Kap. 0501 — Auswärtiges Amt — 

Kap. 0503 — Vertretungen des Bundes 
im Ausland — 

Der gegenüber dem Haushaltsjahr 1953 
um rund 43 Mio DM höhere Zuschuß- 
bedarf für diesen Einzelplan ist im wesent- 
lichen auf Personalvermehrungen und im 
Zusammenhang damit auf höhere Sach- 
aufwendungen zurückzuführen. An zu- 
sätzlichen Stellen sollen veranschlagt 
werden: 

a) für das Auswärtige Amt 

35 Beamten-Planstellen und — mit 
einem qualifizierten Sperrvermerk 
bis zur Überprüfung durch den Bun- 
desbeauftragten für Wirtschaftlich- 
keit in der Verwaltung — weitere 
95 Beamten-Planstellen sowie 225 
Angestellte und Arbeiter, 

b) für die Auslandsvertretungen 

mindestens 269 Beamten-Planstellen 
und etwa 337 Angestellte und 
Arbeiter. 

Da hierfür zunächst nur Globalbeträge 
eingesetzt sind, behält sich der Bundesrat 
seine Stellungnahme vor, bis ihm Stellen- 
und Organisationspläne zugegangen sind. 
Unter Bezugnahme auf seine Bemerkungen 
zum Bundeshaushalt 1953 befürwortet er 
den Vorschlag des Bundesfinanzministe- 
riums, die Organisation des Auswärtigen 
Amtes durch den Bundesfbeauftragten für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
prüfen zu lassen und von dessen Gut- 
achten die Stellenbewilligung bei den Neu- 
anforderungen abhängig zu madien. 

2. Kap. 0502 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 302 — Pflege kultureller, humani- 
tärer und wissenschaftlicher Beziehungen 
zum Ausland — 

Im Hinblick auf Einzelplan 06 Kap. 0602 
— Tit. 624 — wird die Auffassung ver- 
treten, daß Ausgaben, die die Pflege der 
auswärtigen Beziehungen der Bundes- 
republik betreffen, ausnahmslos im Haus- 
halt des Auswärtigen Amtes ausgebracht 
werden sollten. 


Stellungnahme der Bundes-^ 
regier ung 

IIL Einzelplan 05 - Auswärtiges Amt - 

1. Kap. 0501 — Auswärtiges Amt — 

Kap. 0503 — Vertretungen des Bundes im 
Ausland — 

Einer Stellungnahme zu den Bemerkungen 
des Bundesrats über die Behandlung der 
Ausgabenabschnitte des Auswärtigen Amts 
für Personalausgaben im In- und Ausland be- 
darf es nicht. Die Bemerkungen des Bundes- 
rats enthalten insofern eine Unstimmigkeit, 
als 

für das Auswärtige Amt 

95 weitere PlansteMen sowie 220 (statt 
225) Angestellte und Arbeiter mit einem 
qualifizierten Sperrvermerk und 


für die Auslandsvertretungen 

364 (statt 269) Planstellen für Beamte 
und 242 (statt 337) Angestellte und Ar- 
beiter 

in einen Berichtigungsvorschlag aufgenommen 
werden sollen. 


2. Kap. 0502 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 302 — Pflege kultureller, humanitärer 
und wissenschaftlicher Beziehungen zum Aus- 
land — 

Auf die Stellungnahme zu den Bemerkungen 
des Bundesrats zu Kap. 0602 Tit. 624 wird 
Bezug genommen. 
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IV. Einzelplan 06 

- Bundesminister des Innern - 

1. Kap. 0602 — Allgemeine Bewilligungen — 

a) Tit. 301 — Aufwendungen für Kriegs- 
gräber — 

Der Ansatz ist auf 20 Mio DM zu er- 
höhen. Die ausgeworfenen Pauschsätze 
von 6 DM für ein Einzelgrab und 
2 DM für einen qm Sammelgrabfläche 
sind zu niedrig. 


b) Tit. 610 — Zuschuß für die Hodi- 
schule für Verwaltungswissenschaften 
in Speyer — 

Der Bundesrat empfiehlt, einen 
kw-Vermerk aufzunehmen und in 
Abs. 1 der Erläuterung die Sätze 2 
und 3 zu streichen. Die Streichung ist 
erforderlich, da es ein Land Baden 
nicht mehr gibt und im übrigen die 
Hochschule von Verwaltungsbeamten 
des höheren Dienstes nicht besucht 
wird. 

c) Tit. 612 — Zuschuß an die Mittel- 
rheinische Verwaltungsakademie in 
Bonn — 

aa) Der Wortlaut des Dispositivs ist 
wie folgt zu fassen: 

„Zuschuß an Verwaltungsakade- 
mien“. 

bb) Der Ansatz ist auf 9000 DM zu 
erhöhen. 

Die Fortbildung von Verwaltungs- 
angehörigen des Bundes findet nicht 
nur auf der Mittelrheinischen Verwal* 
tungsakademie in Bonn statt. 

d) Tit. 623 — Zur Förderung der ideel- 
len und wirtschaftlichen Bestrebungen 
der deutschen Studentenschaft und des 
Avistausches von Studenten 

aa)Im DIsposItIv ist das Wort „Stu- 
dentenschaft“ durch das Wort 
„Studenten“ zu ersetzen. 


Stellungnahme der Bundes- 
regierung 

IV. Einzelplan 06 

- Bundesminister des Innern - 

1 . Kap. 0602 — Allgemeine Bewilligungen — 

a) Tit. 301 — Aufwendungen für Kriegs- 
gräber — 

An der Regierungsvorlage wird festge- 
halten. 

Die Festsetzung der Pauschsätze gemäß 
§ 2 Abs. 5 Satz 3 des Kriegsgräbergeset- 
zes vom 27. Mai 1952 Ist noch nicht 
durchgeführt. Aus Haushaltsgründen 
konnte nur ein Teil des Nachholbedarfs 
1951 — 1953 in Höhe von 4,4 Mio DM 
angesetzt werden. 

b) Tit. 610 — Zuschuß für die Hoch- 
schule für Verwaltungswissenschaften in 
Speyer — 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 
Ein kw-Vermerk kommt nicht in Betracht, 
da Bundesbeamte auf der Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften in Speyer ausge- 
bildet werden, somit ein eigenes Interesse des 
Bundes vorliegt. 

Mit der sachentsprechenden Änderung der 
Erläuterungen einverstanden, 

c) Tit. 612 — Zuschuß an die Mlttel- 
rheinischeVerwaltungsakademleinBonn — 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 
Wegen der großen Zahl der Angehörigen der 
Bundesverwaltung in Bonn besteht ein eige- 
nes Interesse der Bundesverwaltung als Ar- 
beitgeber an dem Unterrichtsbetrieb der Mit- 
telrheinischen Verwaltungsakademie In Bonn. 


d) Tit. 623 — Zur Förderung der Ideellen 
und wirtschaftlichen Bestrebungen der 
deutschen Studentenschaft und des Aus- 
tausches von Studenten — 

laa) Einverstanden 
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bb) Die Erläuterungen sind wie folgt 
zu fassen: 

„Der Betrag soll insbesondere dazu 
difenen, das Deutsche Studenten- 
werk zu fördern. Der Betrag soll 
außerdem zur Förderung der 
Arbeit der deutschen Studenten- 
schaft dienen. Die Mittel sind fer- 
ner zur Förderung des Austausches 
von Studenten zwischen dem Lande 
Berlin und der Bundesrepublik 
vorgesehen.“ 

e) Tit. 624 — Zur Förderung des Stu- 
diums von Ausländern an den wissen- 
schaftlichen Hochschulen — 

Der Ansatz ist zu streichen. Es er- 
scheint zweckmäßig und liegt Im Sinne 
einer vernünftigen Aufgabenteilung 
zwischen den Bundesressorts, Mittel 
für ausländische Studenten nur im 
Haushalt des Auswärtigen Amtes aus- 
zubringen. 


f) Tit. 625 — Studienförderung von 
Flüchtlingsstudenten — 

aa) Satz 2 der Erläuterungen ist zu 
streichen. 


bb) Der Schluß des letzten Satzes ist 
wie folgt zu fassen: 

. die notwendigen Mittel nicht 
so schnell für den einzelnen be- 
schafft werden können.“ 


g) Tit. 632 — Zur Förderung von metho- 
dischen Untersuchungen und Tagungen 
über Grundlagen der staatsbürgerlichen 
Erziehung — 


Stellungnahme der Bundes- 
regierung 

bb) Einverstanden 


e) Tit. 624 — Zur Förderung des Studiums 
von Ausländern an den wissenschaflichen 
Hochschulen — 

An der Regierungsvorlage wird festge- 
halten. 

Es handelt sich hier insbesondere um 
Bundeszuschüsse an Hochschulen und Stu- 
dentenheime zur Förderung des Aus- 
länderstudium (auf lokaler Basis), im Ge- 
gensatz zu den bei Kap. 0502 Tit. 302 
ausgebrachten Mitteln, aus denen Sti- 
pendien und Beihilfen für ausländische 
Studenten In Deutschland im Einverneh- 
men mit ausländischen Regierungen ge- 
währt werden. 

f) Tit. 625 — Studienförderung von Flücht- 
lingsstudenten — 

aa) Satz 2 wird unter Berücksichtigung 
der Anregung des Bundesrats wie folgt 
gefaßt: 

„Mit etwa 2000 Flüchtlingsstudenten 
Ist zu rechnen.“ 

bb) An der Fassung der Regierungsvor- 
lage wird festgehalten, da die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Fassung 
sachlich unzutreffend ist. Die not- 
wendigen Mittel sind auf andere Weise 
nicht zu beschaffen. 


g) Tit. 632 — Zur Förderung von methodi- 
schen Untersuchungen und Tagungen 
über Grundlagen der staatsbürgerlichen 
Erziehung — 
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Der Bundesrat hat zum Haushalt 1953 
Streichung dieses Titels beantragt und 
hierbei auf Kap. 0635 — Bundeszen- 
trale für Heimatdienst — Tit. 300 — 
hingewiesen. Bei diesem Titel sind im 
Haushalt 1954 für die verschiedensten 
Zwecke der staatsbürgerlichen Bildung 
Mittel in Höhe von 3,3 Mio DM ver- 
anschlagt. Der Bundesrat vertritt er- 
neut den Standpunkt, daß der Betrag 
von 150 000 DM im Tit. 632 zu strei- 
chen ist. 

Maßnahmen der vorgesehenen Art sind 
Ländersache. 

Soweit eine Tätigkeit des Bundes auf 
diesem Gebiete erforderlich erscheint, 
sollte sie sich ausschließlich über die 
Bundeszentrale für Heimatdienst ab- 
wickeln. 

h) Tit. 633 — Förderung des euro- 
päischen Gedankens auf kulturellem 
Gebiet — 

Nach Ansicht des Bundesrates sollten 
Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln 
aus diesem Titel nur solchie Verbände 
und Veranstaltungen erhalten, deren 
Kundgebungen nicht gegen die Inte- 
'grität Deutschlands in den Grenzen 
von 1937 gerichtet sind. 

i) Tit. 658 — Förderung des Erfah- 
rungsaustausches, insbesondere über ge- 
meingefährliche und übertragbare 
Krankheiten, mit internationalen Or- 
ganisationen des Gesundheitswesens 
und Wissenschaftlern des In- und Aus- 
landes — 

Tit. 660 — Für zentrale Maßnahmen 
auf dem Gebiet ider Fürsorge — 

Der Ansatz in Tit. 658 ist auf 50 000 
DM zu erhöhen und der Ansatz in 
Tit. 660 ist auf 2 570 000 DM herab- 
zttsetzfen. 

Der in Tit 658 vorgesehene Ansatz 
wird mit Rücksicht auf die Bedeutung 
des internationalen Erfahrungsaus- 
tausches auf dem Gebiet des Gesund- 
heitswesens für zu gering angesehen. 


Stellungnahme der Bundes- 
regierung 

An der Regierungsvorlage wird festge- 
halten. 

Methodische Untersuchungen über Grund- 
lagen der staatsbürgerlichen Erziehung 
sind nicht Aufgabe der Bundeszentrale 
für Heimatdienst, da diese sich ausschließ- 
lich der praktischen Arbeit in der Öffent- 
lichkeit widmen soll. 


h) Tit. 633 — Förderung des europäischen 
Gedankens auf kulturellem Gebiet — 

Einverstanden 


i) Tit. 658 — Förderung des Erfahrungs- 
austausches, insbesondere über gemeinge- 
fährliche und übertragbare Krankheiten, 
mit internationalen Organisationen des 
Gesundheitswesens und Wissenschaftlern 
des In- und Auslandes — 


Tit. 660 — Für zentrale Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Fürsorge — 

An der Regierungsvorlage wird für beide 
Titel festgehalten. 
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2. Kap. 0608 — Statistisches Bundesamt — 

Die V'ermiehrung der Stellen umd die 
Hebung der beiden Stellen von Bes. Gr. 
Alb nach Bes. Gr. Ala wird abgelehnt. 

Der Bunidesrat hat bereits zum Nachtrags- 
haushalt 1952 und zum Haushalt 1953 
sehr ernste Bedenken gegen die fortge- 
setzte Personal Vermehrung 4^^ Amtes ge- 
äußert. Er lehnt daher erneut die weitere 
PersorDalvermehruing und die Hebung von 
leinzednen Stellen, ida diese Maßnahmen 
geeignet sind, (die Bestrebungen zur Ra- 
tionalisieruing der Statistik zu stören, ab. 

3. Kap. 0612 — Bundesamt für Auswan- 
derung einschließlich Bundesstelle für 
Staatsangehörigkeitsangelegenheiten — 

In der Zweckbestimmung (S. 153) ist das 
Wort „einschließlidi*^ durch das Wort 
„sowie“ zu ersetzen. Beim Bundesamt für 
Auswanderung und der Bundesstelle für 
Staatsangehörigkeitsangelegenheiten han- 
delt es sich um zwei versdiiedene Behörden, 
die lediglich aus Gründen der Ersparnis 
eine Büro- und Haushaltsgemeinsdiaft bil- 
den. 

In den Erräuteruingen zu Tit. 104 unter a 
ist hinter die Schlußsumme der Vermerk 
zu setzen: „(davon 6 kw-Stellen)“. 

4. Kap.0614 — Institut für Raumforschung — 

Kap. 0617 — Bundesanstalt für Landes- 
kunde — 

Der Bundesrat hat zum Haushalt 1953 
empfohlen, die beiden Institute aus Grün- 
den der Zweckmäßigkeit und der Kosten- 
ersparnis zusammenzufassen. Die Bundes- 
regierung hat dahin Stellung genommen, 
daß die Zusammenlegung angestrebt werde. 
Da die Mittel für beide Institute im Haus- 
halt 1954 wiederum getrennt veranschlagt 
sind, wiederholt der Bundesrat seine Emp- 
fehlung auf Zusammenfassung. 

5. Kap. 0620 — Bundesamt für Landbeschaf- 
fung — 

Der Bundesrat hat zum Haushalt 1953 
einen Sperrvermerk bei diesem Kapitel 
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2. Kap. 0608 — Statistisches Bundesamt — 

An der Regierungsvorlage muß festge- 
halten werden. 

Die personelle Ausweitung des Amts läßt 
sich in Anbetracht der immer noch wach- 
senden Aufgaben, insbesondere der Au- 
ßenhandelsstatistik, nicht vermeiden. Die 
Bestrebungen zur Rationalisierung der 
Statistik werden fortgeführt. 


3. Kap. 0612 — Bundesamt für Auswande- 
rung einschließlich Bundesstelle für Staats- 
angehörigkeitsangelegenheiten — 

Mit dem Wort „sowie“ anstelle von „ein- 
schließlich“ in der Zweckbestimmung und 
dem Vorwort einverstanden. 

Unter Berücksichtigung der Anregung 
des Bundesrats wird der Vermerk wie 
folgt gefaßt: „davon 6 Angestellte kw 
mit Wegfall der Aufgaben.“ 


4. Kap. 0614 — Institut für Raumfor- 
schung — 

Kap. 0617 — Bundesanstalt für Landes- 
kunde — 

Die Anregung entspricht den Ansichten 
der Bundesregierung. Ihre Durchführung 
scheiterte bisher an den Bedenken einzel- 
ner Länder. 


5. Kap. 0620 — Bundesamt für Landbe- 
schaffung — 

An der Regierungsvorlage wird festge- 
halten. 
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empfohlen. Er hält die Errichtung des 
Bundesamtes für entbehrlich. Die Aufga- 
ben, die dem Amt übertragen werden sol- 
len, gehören nach Auffassung des Bundes- 
rats zur Zuständigkeit der Länder und 
müssen von diesen wahrgenommen werden. 
Kap. 0620 mit einem Zuschuß von 
372 900 DM ist daher zu streichen. 

6. Kap. 0623 — Bundesausgleichsstelle ein- 
schließlich Bundesstelle für Entschädigung 
der ehemaligen Bediensteten jüdischer Ge- 
meinden — 

In der Zweckbestimmung (S. 245) ist das 
Wort „einschließlich“ durch das Wort 
„sowie“ zu ersetzen. Siehe Begründung zu 
Kap. 0612. 

7. Kap. 0625 — Bundesgrenzschutz — 

a) Tit. 202 — Bücherei — 

Im Dispositiv ist hinter dem Wort 
„Bücherei“ einzufügen: „(Drucksachen 
usw.)“. 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

b) Tit. 307 — Ausbildungswesen — 

Der Ansatz ist auf 1 700 000 DM zu 
ermäßigen. 

c) Tit. 313 — Fürsorge — 

Das Wort „Fürsorge“ Ist durch die 
Worte „geistige Betreuung“ zu ersetzen 
und der Ansatz ist auf 140 000 DM 
zu erhöhen. 

Die Änderungen sind Im Interesse der 
geistigen Betreuung der Angehörigen 
des Grenzschutzes erforderlich. 

Die Erhöhung des Ansatzes in Tit. 313 
ist durch die Kürzung des Ansatzes in 
Tit. 307 gedeckt. 

8. Kap. 0627 — Seegrenzschutz — 

a) Tit. 202 — Bücherei — 

Im Dispositiv ist hinter dem Wort 
„Bücherei“ einzufügen: „(Drucksachen 
usw.)“. 

Die Ergänzimg dient der Klarstellung. 
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6. Kap. 0623 — Bundesausgleichsstelle ein- 
schließlich Bundesstelle für Entschädigung 
der ehemaligen Bediensteten jüdischer Ge- 
meinden — 

Mit dem Wort „sowie“ an Stelle von 
„einschließlich“ in der Zweckbestimmung 
und Im Vorwort einverstanden. 


7. Kap. 0625 — Bundesgrenzschutz — 

a) Tit. 202 — Bücherei — 

An der Regierungsvorlage wird fest- 
gehalten; die Formulierung entspricht 
dem vorläufigen Eingliederungsplan, 
die gewünschte Klarstellung ergibt sich 
aus der Erläuterung. 

b) Tit. 307 — Ausbildungswesen — 


c) Tit. 313 — Fürsorge — 

An der Regierungsvorlage zu Tit. 307 
und Tk. 313 wird festgehalten. 

Die Anregung zur Erhöhung des An- 
satzes wird bei der Aufstellung des 
Haushalts 1955 verwertet; die Zweck- 
bestimmung wird geändert In „Be- 
treuungsmaßnahmen“. 


8. Kap. 0627 — Seegrenzschutz — 
a) Tit. 202 — Bücherei — 

Vgl. lfd. Nr. 7 a Kap. 0625 Tit. 202. 
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b) Tit. 307 — Ausbildungswesen — 

Der Ansatz ist auf 113 500 DM zu er- 
mäßigen. 

c) Tit. 313 — Fürsorge — 

Das Wort „Fürsorge“ ist durch die 
Worte „geistige Betreuung“ zu ersetzen 
und der Ansatz auf 1 0 000 DM zu er- 
höhen. Siehe Begründung zu Kap. 
0625. 

9. Kap. 0630 — Deutsdies Historisches In- 
stitut in Rom — 

In Satz 3 der Zweckbestimmungen (S. 345) 
sind die Worte „als Bundesinstitut“ zu 
streichen. 

Das Institut wird zwar aus Bundesmitteln 
unterhalten, ist aber damit nicht zu einem 
Bundesinstitut geworden. 

V. Einzelplan 08 

- Bundesminister der Finanzen - 

Kap. 0804 — Bundesfinanz Verwaltung — 
Steuer — 

Tit. 220 — Entschädigung an die Länder für 
die Mitwirkung bei der Verwaltung von Bun- 
desaufgaben — 

220 665 000 DM 
Dieser Ansatz Ist zu erhöhen 

auf 450 000 000 DM 

Der Voranschlag der Bundesregierung beruht 
auf der Annahme, daß der Bund im Rech- 
nungsjahr 1954 nur den im Entwurf eines Ge- 
setzes über die Beiträge des Bundes zu den 
Steuerverwaltungskosten der Länder vorgese- 
henen Höchstsatz von 33V3 v. H. der Steuer- 
verwaltungskosten an die Länder zu bezahlen 
hat. Der Bundesrat hat bereits am 4. Juli 1953 
— BR.-Drucks. Nr. 274/53 — Beschluß — 
den Entwurf dieses Gesetzes anläßlich seiner 
Stellungnahme gemäß Art. 76 Abs. 2 GG ein- 
stimmig abgelehnt. Er kann daher eine ab- 
weichende Behandlung Im Haushaltsplan nicht 
billigen. Diese Frage muß vielmehr im Zu- 
sammenhang mit der Gesetzgebung zu 
Art. 107 GG einer für Bund und Länder 
befriedigenden Lösung zugeführt werden. 
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b) Tit. 307 — Ausbildungswesen — 

Vgl. lfd. Nr. 7 b Kap. 0625 Tit. 307. 

c) Tit. 313 — Fürsorge — 

Vgl. lfd. Nr. 7 c Kap. 0625 Tit. 313. 


9. Kap. 0630 — Deutsches Historisches In- 
stitut in Rom — 

An der Regierungsvorlage wird festge- 
halten. 


V. Einzelplan 08 

- Bundesminister der Finanzen - 

Kap. 0804 — Bundesfinanzverwaltung — 
Steuer — 

Tit. 220 — Entschädigung an die Länder für 
die Mitwirkung bei der Verwaltung von 
Bundesaufgaben — 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Der Entwurf eines Gesetzes über die Beiträge 
des Bundes zu den Steuerverwaltungskosten 
der Länder wurde in der 1. Legislaturperiode 
dem Bundesrat gemäß Art. 76 Abs. 2 GG zu- 
geleitet. Der Bundesrat hat mit Beschluß 
vom 4. Juli 1953 — BR.-Drucksache Nr. 
274/53 — den Gesetzentwurf abgelehnt. Zur 
Ablehnung des Bundesrats hat die Bundes- 
regierung Stellung genommen und den Ge- 
setzentwurf erneut dem Bundestag zugeleitet. 
Sie hat gleichzeitig die Auffassung vertreten, 
daß das Gesetz der Zustimmung des Bundes- 
rats nicht bedürfe. 

Der Bundestag hat den Gesetzentwurf In der 
Sitzung vom 3. Dezember 1953 an den 
Finanz- und Steuerausschuß des Bundestags 
überwiesen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
das Gesetz über die Beiträge des Bundes zu 
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VI. Einzelplan 09 

- Bundesminister für Wirtsdiaft - 

1. Kap. 0901 — Bundesministerium für 
Wirtsdiaft — 

Tit. 101 — Amtsbezüge des Ministers 
und Dienstbezüge der planmäßigen Beam- 
ten (einschließlich der in Planstellen ange- 
stellten Beamten auf Probe) — 

Das Gutachten des Bundesbeauftragten für 
die Wirtsdiaftlichkeit In der Verwaltung 
vom März 1953 ist im Stellenplan des 
Bundeswirtschaftsministeriums noch nicht 
berücksichtigt. Es kam zu dem Ergebnis, 
daß 65 Beamte und 47 Angestellte einge- 
spart werden müssen. Es wird für erfor- 
derlich gehalten, daß diese Einsparungen 
noch Im Haushalt 1954 durchgeführt oder 
zum mindesten angebahnt werden. 

2, Kap. 0902 — Allgemeine Bewilligungen — 
a) Tit. 305 — Pauschbeträge zur Abgel- 
tung von Sonderaufträgen an wirt- 
schaftswissenschaftliche Forschungsin- 
stitute — 

Satz 2 der Erläuterungen ist zu strei- 
chen. Eine Festlegung derjenigen Stel- 
len, die im Rahmen dieses Titels heran- 
gezogen werden sollen, erscheint un- 
zweckmäßig, mögen diese Stellen auch 
nur beispielsweise auf geführt sein; 
durch die Streichung des Satzes 2 wird 
eindeutiger zum Ausdruck gebracht, 
daß bei der Vergabe der Sonderauf- 
träge ausschließlich nach dem Leistungs- 
prinzip vorgegangen werden soll. 


b) Tit. 609 — Zuschuß an die Kurhes- 
sischer Kupferschieferbergbau G. m. 
b. H., Sontra — 

Der Titel ist im Einzelplan 09 zu strei- 
chen und in den dafür zuständigen Ein- 
zelplan 60 einzustellen. 


den Steuerverwaltungskosten der Länder mit 
Wirkung ab 1. Juli 1953 An Kraft tritt und 
nicht — wie der Bundesrat ausführt — bis 
zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Art. 107 
GG hinausgeschoben wird. Sie kann deshalb 
der Empfehlung des Bundesrats nicht folgen. 

VI. Einzelplan 09 

- Bundesminister für Wirtschaft - 

1. Kap. 0901 — Bundesministerium für Wirt- 
schaft — 

Tit. 101 — Amtsbezüge des Ministers und 
Dienstbezüge der planmäßigen Beamten 
(einschließlich der in Planstellen angestell- 
ten Beamten auf Probe) — 

Durch den Haushaltsvermerk ist sicher- 
gestellt, daß das Gutachten des Bundes- 
beauftragten für Wirtschaftlichkeit bei 
den Beratungen der Personaltitel im Bun- 
destag herangezogen wiird. 


2. Kap. 0902 — Allgemeine Bewilligungen — 
a) Tit. 305 — Pauschbeträge zur Abgel- 
tung von Sonderaufträgen an wirt- 
schaftswissenschaftliche Forschungs- 
institute — 

An der Regierungsvorlage wird fest- 
gehalten. 

Zur Vermeidung unnötiger Rückfra- 
gen erscheint es zweckmäßig, wenig- 
stens diejenigen Institute In der Erläu- 
terung anzugeben, die von den Bun- 
desministerien seit Jahren in Anspruch 
genommen werden und die sich auf 
die durchzuführenden Arbeiten ein- 
gestellt haben. Eine Verpflichtung, 
diese Institute besonders zu berück- 
sichtigen, wird dadurch nicht über- 
nommen. 

b) Tit. 609 — Zuschuß an die Kurhessischer 
Kupfer schief erbergbau G.m .b.H., Sontra 

An der Regierungsvorlage wird festge- 
halten. 
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Dieser Ansatz gehört nldit in den Ein- 
zelplan des Bundeswirtsdiaftsministe- 
riums. Zuschüsse an Unternehmen, 
deren Geschäftsanteile sidi im Eigen- 
tum des Bundes befinden, sind haus- 
haltsreditlich im Einzelplan 60 auszu- 
weisen, der die Beteiligung des Bundes 
an wirtschaftlichen Unternehmen be- 
handelt. Soweit es sich bei solchen Zu- 
schüssen um die Behebung von sozial- 
oder kommimalpolitischen Notständen 
oder um die Sanierung von Notstands- 
gebieten handelt, sind sie in den dafür 
zuständigen Einzelplänen auszuweisen. 
Die Zuschüsse an den Kupferschiefer- 
bergbau Sontra waren im übrigen frü- 
her im Haushalt des Finanzministe- 
riums ausgebracht. Die beantragte 
Streichung im Einzelplan 09 soll somit 
nur dem Grundsatz der Haushaltsklar- 
heit entsprechen; die Notwendigkeit 
und die^ Höhe des Zuschusses soll da- 
durch nicht berührt werden. 

3. Kap. 0907 — Bundesanstalt für mecha- 
nische und chemische Materialprüfung — 
Die Zweckbestimmung „Bundesanstalt für 
mechanische und chemische Materialprü- 
fung“ ist durch die Fassung „Bundesinsti- 
tut für mechanische und chemische Mate- 
rialprüfung“ zu ersetzen. 

Durch die Änderimg der Zweckbestimmung 
soll zum Ausdruck gebracht werden, daß 
es sich nicht um eine Bundesanstalt handelt, 
die mit öffentlich-rechtlichen Befugnissen 
und Weisungsrechten gegenüber den in den 
Ländern bestehenden Materialprüfxmgs- 
ämtern ausgestattet ist. Zur Erriditung 
einer Bundesanstalt in diesem Sinne wäre 
gemäß Artikel 87 Abs. 3 GG ein Bundes- 
gesetz erforderlich. 

Die Änderung der Bezeichnung stellt klar, 
daß diese Einrichtung keifte Anstalt, son- 
dern lediglich ein Institut des Bundes für 
Materialprüfung sein soll. 

4. Kap. A 0901 — Bimidesministerium für 
Wirtschaft — 

a) Tit. 530 — Darlehen für Investitionen 
in der demontagegeschädigten Wirt- 
schaft — 

Der Bundesrat hält es nicht für ver- 
tretbar, Darlehen für die demontage- 


Stellungnahme der Bundes- 
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% 

Für die Auswahl des Einzelplans war ent- 
scheidend, daß es sich bei der veranschlag- 
ten Ausgabe um eine wirtschaftspolitische 
Maßnahme handelt, die organisch in den 
Haus’halt des Bundesministers für Wirt- 
schaft gehört. 


3. Kap. 0907 — Bundesanstalt für mecha- 
nische und chemische Materialprüfung — 

An der Regierungsvorlage wird festge- 
halten. 

In den Übemahmeverhandlungen mit 
dem Land Berlin ist ausdrücklich klarge- 
stellt worden, daß die Bundesanstalt kei- 
nerlei Weisungsbefugnisse erhält. Die Be- 
zeichnung „Bundesanstalt“ ändert hieran 
nichts. Das Land Berlin hat diese Bezeich- 
nung befürwortet. 


4. Kap. A 0901 — Bundesministerium für 
Wirtschaft — 

a) Tit. 530 — Darlehen für Investitionen 
in der demontagegeschädigten Wirt- 
schaft — 

Die Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zu dem Vorschlag des Bundesrats 
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gesdiädigte Wirtschaft im außeror- 
dentlichen Haushalt 1954 bereitzu- 
stellen. Es wird daher vorgesdilagen, 
das Haushaltsgesetz durdi eine Er- 
mächtigung zur Übernahme von Bürg- 
sdiäften zugunsten der in Betracht 
kommenden Betriebe zu ergänzen, 
b) Tit. 615 (neu) — Darlehen zur Finan- 
zierung überseeischer Niederlassungen 
des deutschen Außenhandels — 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß 
durch Gewährung von Bürgschaften 
geholfen werden sollte. Br trägt dieser 
Ansicht idurch den neu einzufüg enden 
§ 13 a im Haushaltsgesetz Rechnung. 

Vn. Einzelplan 10 

- Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten - 

1. Kap. 1001 — Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten — 

Tit. 500 — Zuschuß an die Dienststelle 
für besondere Versorgungsaufgaben in 
Frankfurt (Main) — 

Der Ansatz ist um 190 000 DM auf 
360 000 DM zu kürzen, weil die Dienst- 
stelle sich in der Abwicklung befindet und 
der Bedarf sich entsprechend ermäßigt. 

2. Kap. 1013 — Bundesforschungsanstalt für 
Forst- und Holzwirtschaft in Reinbek bei 
Hamburg — 

Tit. 101 — Dienstbezüge der planmäßi- 
gen Beamten — 

Es wird vorgeschlagen, zwei Stellen der 
Besoldungsgruppe B 10 zu streichen, weil 
zwei der vorgesehenen Institutsdirektoren 
als ordentliche Professoren der Universität 
Hamburg dort bereits Planstellen haben. 
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ergibt sich aus ihrer obenstehenden 
Äußerung zu dem Antrag auf Ein- 
fügung eines ^ 13 a in das Haushalts- 
gesetz ides Bundes. 


b) Tit. 615 (neu) — Darlehen zur Finan- 
zierung überseeischer Niederlassungen 
des deutschen Außenhandels — 

Siehe idie Stellungnahme der Bundes- 
regienxng zu dem Antrag auf Einfü- 
gung eines § 13 a in den Entwurf des 
Haushaltsgesetzes . 


VII. Einzelplan 10 

“ Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten - 

1. Kap. 1001 — Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten — 

Tit. 500 — Zuschuß an die Dienststelle 
für besondere Versorgungsaufgaben in 
Frankfurt (Main) — 

Einverstanden; gleichzeitig kann der Sperr- 
vermerk entfallen. 


2. Kap. 1013 — Bundesforschungsanstalt für 
Forst- und Holzwirtschaft in Reinbek bei 
Hamburg — 

Tit. 101 — Dienstbezüge der planmäßi- 
gen Beamten — 

An der Regierungsvorlage wird festge- 
halten. 

Durch die Ausbringung der zwei B 10- 
Stellen entsteht für den Bundeshaushalt 
keine finanzielle Belastung, solange die 
Stellen mit Institutsdirektoren, die 
ordentliche Professoren der Universität 
Hamburg sind, besetzt sind. Auch son- 
stige Nachteile sind aus der Stellenaus- 
bringung nicht ersichtlich. Dagegen ent- 
spricht es einem Bedürfnis, Planstellen für 
den Fall zur Verfügung zu haben, daß im 
Laufe des Rechnungsjahres die derzeiti- 
gen Stelleninhaber ausscheiden und die 
Besetzung der Stellen mit hauptamtlich 
bei der Anstalt tätigen Beamten erfolgen 
muß. 
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VIIL Einzelplan 11 

- Bundesminister für Arbeit - 

1. Kap. 1101 — Bundesministerium für 
Arbeit — 

Tit. 101 — Amtsbezüge des Ministers 
und Dienstbezüge der planmäßigen Beam- 
ten (einschließlich der in Planstellen ange- 
stellten Beamten auf Probe) — • 

Es bestehen Bedenken gegen die Schaffung 
einer weiteren Stelle der Besoldungsgruppe 
B 4. Die Begründung, die Stelle hätte ge- 
schaffen werden müssen, weil die bisherige 
Abteilung IV (Sozialversicherung und 
Kriegsopferversorgung) aus organisatori- 
schen Gründen in zwei selbständige Abtei- 
lungen auf geteilt wurde, ist hierfür nicht 
ausreichiend, denn die Zahl der Referate 
ist gleichgeblieben. Außerdem steht die 
neue Abteilung V mit ihren 6 Referaten 
in auffallendem Mißverhältnis zur Größe 
aller übrigen Abteilungen. Die Bedenken 
des Bundesrats könnten allenfalls zurück- 
gestellt werden, wenn wenigstens die 
Stelle B 7 a der Abteilung V ersatzlos 
wegfallen würde. 

2. Kap. 1106 — Bundesversicherungsamt — 

Auf eine endgültige Stellungnahme wird 
beim ersten Durchgang verzichtet, da es 
sich noch nicht übersehen läßt, in welcher 
Weise den Bedenken des Bundesrates zum 
„Gesetzentwurf über die Errichtung des 
Bundesversicherungsamtes, die Aufsicht 
über die Versicherungsträger imd Regelung 
der Zuständigkeiten der Behörden des 
Bundes und der Länder in der Sozialver- 
sicherung“ Rechnung getragen werden wird 
und ob der Aufgabenkreis ggf. einge- 
schränkt wird. 

IX. Einzelplan 12 

- Bundesminister für Verkehr - 

1. Kap. 1202 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 530 — Darlehen an die Deutsche 
Bundesbahn für die Ausbesserung und Er- 
neuerung von Anlagen und des rollenden 
Materials — 
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VIII. Einzelplan 11 

- Bundesminister für Arbeit - 

1. Kap. 1101 — Bundesministerium für 
Arbeit — 

Tit. 101 — Amtsbezüge des Ministers 
und Dienstbezüge der planmäßigen Be- 
amten (einschließlich der in Planstellen 
angestellten Beamten auf Probe) — 

Die Bildung einer besonderen Haupt- 
abteilung für die Kriegsopferversorgung 
ist aus politischen Gründen für notwen- 
dig erklärt worden. Sachlich ist die Be- 
willigung einer Stelle der Besoldungs- 
gruppe B 4 für den Leiter dieser Abtei- 
lung gerechtfertigt. 

An der Regierungsvorlage wird deshalb 
festgehalten. 


2. Kap. 1106 — Bundes versiehe rungsamt — 

Die Bundesregierung hat hierzu nichts zu 
bemerken. 


IX. Einzelplan 12 

- Bundesminister für Verkehr 

1. Kap. 1202 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 530 — Darlehen an die Deutsche 
Bundesbahn für die Ausbesserung und 
Erneuerung von Anlagen und des rollen- 
den Materials — 
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Es ,wird empfohlen, den Ansatz von 250 
Mio DM im außerordentlichen Haushalt 
auszubringen. Der Ansatz betrifft Investi- 
tionen größeren Umfangs und ist, wie sich 
auch aus dem letzten Satz der Erläuterung 
ergibt, im Zusammenhang mit Kap. A 
1202 Tit. 534 zu sehen, die ein Darlehen 
von 90 Mio DM für den gleichen Zweck 
vorsieht. 

Die Darlehen sind offenbar ein erster Teil 
der Maßnahmen zur Sanienmg der Er- 
tragslage der Bimdesbahn. Die Länder er- 
kennen die Notlage der Bundesbahn an 
und wollen sich der notwendigen Hilfe- 
leistung nicht entziehen. Sie müssen es aber 
ablehnen, durdi den über die Inanspruch- 
nahme von Ländersteuern (Art. 106 Abs. 
3 GG) zu finanzierenden Ansatz im or- 
dentlichen Haushalt zu Vorwegleistungen 
herangezogen zu werden. Eine Leistung der 
Länder kann nur nach einem seit längerem 
erstrebten Plan zur Btmde^bahnreform er- 
folgen. Weder ein solcher Reformplan noch 
aiwh der Wirtschaftsplan 1954 der Bundes- 
bahn liegen zur Zeit vor. 

Diese Gründe gelten auch gegenüber dem 
Einwand der Bundesregierung, daß das 
Darlehen von 250 Mio DM praktisch die 
Bundesbahn in Stand setzen solle, den bei 
ihr auf kommenden Jahresbetrag an Beför- 
derungsteuer (die seit 1952 nicht abgeführt 
wurde) abzuführen, und daß anderenfalls 
das Soll an Beförderungsteuer 1954 von 
425 auf 175 herabgesetzt werden müsse. 
Das bisherige Aufkommen an Beförderung- 
steuer 1953 rechtfertigt übrigens einen Ab- 
strich in dieser Höhe nicht. 
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Der Vorschlag des Bundesrats läßt den 
Sachverhalt außer Betracht, der der Ver- 
anschlagimg zugrunde liegt. 

Der Ansatz stellt lediglich den in die 
Form eines Darlehens gekleideten Gegen- 
posten für die von der Bundesbahn ab- 
zuführende Beförderungsteuer dar, die 
die Bimdesbahn infolge ihrer ungünstigen 
Ertragslage nicht abführen kann, ohne 
zahlungsunfähig zu werden. Das Darlehen 
ist somit eine Steuerstundung. Es hat kei- 
nen Investitionscharakter und bewirkt 
keine Wertschöpfung. Seine Einstellung in 
den außerordentlichen Haushalt würde 
bedeuten, daß der Bund sich für den Ver- 
zicht auf eine Steuerforderung selbst ver- 
schulden müßte. Darlehen dieser Art ge- 
hören nach den anerkannten Regeln des 
öffentlichen Finanzredits und nach den 
Grundsätzen des Bundesrechnungshofs in 
den ordentlichen Haushalt; dies muß im 
vorliegenden Fall um so mehr gelten, als 
die Bundesbahn die ihr belassenen Mittel 
nicht zu Anschaffungen, sondern allenfalls 
für die notwendigsten Ausbesserungen 
oder zur Deckung ihrer sogenannten poli- 
tischen Lasten verwenden muß. Die Be- 
hauptung des Bundesrats, daß das Auf- 
kommen an Beförderungsteuer die ein- 
fache Absetzung der Steuerschuld von den 
Einnahmen nicht rechtfertige, trifft nicht 
zu. Der Ausfall an Beförderungsteuer ist 
im Rechnungsjahr 1953 durch die Nicht- 
zahlimg der Bunidesbahn am 30. Novem- 
ber 1953 bereits auf rd. 170 Mio DM 
gegenüber 'dem Soll angewachsen. 

Die Bundesregierung wird angesichts der 
rein auf die formelle Seite abgestellten 
Einwendungen des Bundesrats dem Bun- 
destag zur Erwägung anheimstellen, das in 
den Haushaltsplan eingestellte geschätzte 
Aufkommen an Beförderungsteuer ein- 
fach zufolge der beabsichtigten Steuer- 
stundung um 250 Mio DM zu kürzen. 
Damit würde dem tatsächlichen Sachver- 
halt (Steuerstundung mit Auflage) in 
einer auch äußerlich deutlicheren Weise 
Rechnung getragen. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


2. Kap. A 1203 — Binnenwasserstraßen- 
verwaltung — 

a) Tit. 719 — Beteiligung des Bimdes an 
(den Bauvorhaben der Mittel weser AG., 
4. Teilbetrag — 

Der Ansatz ist von 5 000 000 DM auf 
7 800 000 DM zu erhöhen. 

b) Tit. 725 — Ausbau der südlichen 
Strecke des Dortmund-Ems-Kanals von 
Dortmund bis Bergeshövede, 8. Teil- 
betrag — 

Der Ansatz ist von 4 000 000 DM auf 
5 000 000 DM zu erhöhen, 

c) Tit. 726 — Ausbau der Nordstrecke 
des Dortmund-EmsnKanals von Ber- 
ges‘hövede bis Emden, 4, Teilbetrag — 
Der Ansatz ist von 7 000 000 DM auf 
11 000 000 DM zu erhöhen. 

d) Tit. 760 — Beteiligung an den Bau- 
vorhaben der Rhein-Main-Donau AG. 
durch Gewährung von Darlehen, 8. 
Teilbetrag — 

Der Ansatz ist von 5 000 000 DM auf 
9 000 000 DM zu erhöhen. 

Durch die im Haushaltsplan vorgese- 
henen Kürzungen werden die Baupla- 
nungen, die jeweils auf bestimmte Zeit- 
abschnitte abgestellt sind, empfindlich 
gestört. Die Arbeiten an den einzelnen 
Bauabschnitten müssen entweder still- 
gelegt oder stark eingeschränkt werden. 
Dadurch entstehen schwere Schäden, 
die aus finanziellen, volkswirtschaft- 
lichen, Verkehrs- und sozialpolitischen 
Gründen nicht zu verantworten sind 

Auch bei einer Stillegung von Bauab- 
schnitten müssen weiterhin erhd^liche 
Aufwendungen gemacht werden, die 
wirtschaftlidi unproduktiv sind und 
den Sinn der haushaltsmäßigen Ein- 
sparung ins Gegenteil verkehren (z. B. 
Aufwendungen für Vorhaltung der 
Geräte, Wasserhaltung, Einlösung von 
Lieferverträgen, Halten von Personal 
und für erneute Aufbereitungsarbeiten, 
die (durch Versandung oisw. eintreten). 


Stellungnahme der Bundes- 
regierung 

2. Kap. A 1203 — Binnenwasserstraßen- 
verwaltung — 

a) Tit. 719 — Beteiligung des Bundes an 
den Bauvorhaben der Mittelweser AG., 
4. Teilbetrag — 


b) Tit. 725 — Ausbau der südlichen 
Strecke des Dortmund-Ems-Kanals 
von Dortmund bis Bergeshövede’ 
8. Teilbetrag — 


c) Tit. 726 — Ausbau der Nordstrecke 
des Dortmund-Ems-Kanals von Ber- 
geshövede bis Emden, 4. Teilbetrag — 


d) Tit. 760 — Beteiligung an den Bau- 
vorhaben der Rheiin-Main-Donau AG. 
durch Gewährung von Darlehen, 
8. Teilbetrag — 

Die ßimdesregierung behält sich ihre 
Stellungnahme bis zur parlamentari- 
schen Behandlung im Bundestag vor. 
(Bezieht sich auf alle 4 Titel.) 
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Stellungnahme des Bundesrates 


Stellungnahme der Bundes- 
regierung 


Ferner wird die energiewirtschaftliche 
Ausnutzung der Wasserstraßen beein- 
trächtigt. Die Stillegung oder Ein- 
schränkung von Arbeiten hat eine Ent- 
lassung von Arbeitskräften in größerem 
Umfange zur Folge; dies wirkt sich 
besonders schwerwiegend bei den Not- 
standsarbeiten aus. 

Soweit die Kürzungen Beteiligungen 
des Bundes an Bauvorhaben von Ka- 
nalbauunternehmungen betreffen, wer- 
idien diesie Unternehmunigen auf den 
Weg der Kreditbeschaffung gezwungen, 
wenn die AAeiten im bisherigen Um- 
fange weitergeführt werden sollen. Die 
Möglichkeiten zur Aufnahme von An- 
leihen sind jedoch praktisch erschöpft. 
Soweit die Bauarbeiten vom Bund, von 
den Ländern und Gdbietskörperschaf- 
ten gemeinschaftlich finanziell getra- 
gen werden, bewirkt die Kürzung des 
Bundesanteils eine entsprechende Kür- 
zung der Beteiligungen der übrigen 
Vertragspartner. 

Die vorgeschlagenen Erhöhungen stel- 
len das Mindestmaß dessen dar, was 
nach sorgfältiger Planung für die Fort- 
führung der Arbeiten unumgänglich 
notwendig ist. Der sich aus diesen 
Mehrforderungen ergebende Gesamtbe- 
darf von 11,8 Mio DM kann durdi 
eine Minderung von anderen Ansätzen 
des Einzelplans 12 nicht ausgeglichen 
werden. Er wird zur haushaltsmäßigen 
Deckung in die beabsichtigte Bundes- 
anleihe eingeplant werden müssen, ge- 
gebenenfalls durch eine entsprechende 
Erhöhung der Anleihesumme. 

3. Kap. A 1210 — Bundesfernstraßen (Bun- 
desstraßen und Bundesautobahnen) — 

Tit. 829 — Abwicklung der Bundesfern- 
straßen (Bundesstraßen und Bundesauto- 
bahnen) — 

Mit seiner Entschließung in der 98. Sit- 
zung am 19. Dezember 1952 hat der Bun- 
desrat die Bundesregierung u. a. ersucht, 
dafür Sorge zu tragen, daß die finanziel- 
len Verpflichtungen des Reiches und des 
ehemaligen Unternehmens Reichsautobah- 
nen aus der Inanspruchnahme von land- 


4. Kap. A 1210 — Bundesfernstraßen (Bun- 
desstraßen und Bundesautobahnen) — 

Tit. 829 — Abwicklung der Bundesfern- 
straßen (Bundesstraßen und Bundesauto- 
bahnen) — 

Die Bundesregierung hat von der Ent- 
schließung des Bundesrats Kenntnis ge- 
nommen. 
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Stellungnahme der Bundes- 
regierung 


wirtsdiaftllchen und forstwirtschaftlichen 
Grundstücken für Zwecke der früheren 
Wehrmacht und vor allem aus der Inan- 
spruchnahme von soldien Grundstücken 
über Befestigungsanlagen im Gebiet des 
früheren Westwalls und für sonstige öf- 
fentliche Zwecke aus Haushaltsmitteln 
nach einem auf höchstens drei Jahre ab- 
gestellten Tilgungsplan — beginnend mit 
dem Haushaltsjahr 1953 — abgewickelt 
werden (BR-Drucks. Nr. 420/52 — Be- 
schluß — ). 

Diesem Ersuchen des Bundesrates ist weder 
im Haushaltsplan 1953 Rechnung getra- 
gen worden, noch ist seine Berücksichti- 
gung für den vorliegenden Haushalt 1954 
vorgesehen. Zwar Ist der Ansatz für 1953 
in Höhe von 5 360 000 DM für 1954 auf 
6 000 000 DM erhöht worden, indessen 
würde auch bei dieser Erhöhung eine ent- 
scheidende Beschleunigung der Abwicklung 
der vorbezeichneten Verpflichtungen nicht 
eintreten. 

Der Bundesrat muß unter diesen Umstän- 
den die Bundesregierung erneut ersuchen, 
den für die betroffenen landwirtschaft- 
lichen und forstwirtschaftlichen Betriebe 
kaum mehr erträglichen Zustand beschleu- 
nigt zu bereinigen. 


X, Einzelplan 25 

- Bundesminister für Wohnungsbau - 

1. Kap. 2501 — Bundesministerium für 
Wohnungsbau — 

a) Tit. 533 — Darlehen zur sonstigen 
Förderung von Maßnahmen zugunsten 
des sozialen Wohnungsbaues — 

In den Erläuterungen sind hinter dem 
Wort „rechtfertigt“ die Worte „die 
Gewährung“ bis „Wohnungsbau“ zu 
streichen. 

(Der Bunidesrat Ist sich darüber einig, 
daß der' Inhalt dieses gestrichenen 
Halbsatzes durch die allgemeinen Aus- 
führungen des Vordersatzes bereits ge- 
deckt ist, auf der anderen Seite Heim- 
stättengesellschaften keine Unterneh- 


X. Einzelplan 25 

- Bundesminister für Wohnungsbau - 

1. Kap. 2501 — Bundesministerium für 
Wohnungsbau — 

a) Tit. 533 — Darlehen zur sonstigen 
Förderung von Maßnahmen zugunsten 
des sozialen Wohnungsbaues — 

Einverstanden 
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men sind, die auf der Bundesebene 
wohnungswirtschaftlidi tätig sind. Es 
besteht weiterhin Einvernehmen darin, 
daß alle IXu^chführunigsmaßnahmen 
hiinsiditlidi konkreter Bauvorhaben 
in den Ländern im Einvernehmen mit 
den obersten Landesbehörden erfolgen 
sollen unid daß vermieden werden 
solle, mit der Gewährung eines Dar- 
lehens aus diesem Titel idie Bedingung 
zu verknüpfen, daß das Land seiner- 
seits Mittel zur Verfügung stellt. 

b) Tit, 895 — Erwerb von Beteiligungen 
an wohnungswirtschaftlichen Unter- 
nehmen des privaten Redits (§ 48 
RHO) — 

In den Erläuterungen sind nach dem 
Wort „Siedlungswesen),“ die Worte 
„bei denen bisher“ bis „Heimstätte G 
mbH.)“ zu streichen. 

Vgl. idie Erläuterungen zu Tit. 533. 

2. Kap. A 2501 — Bundesministerium für 
Wohnungsbau — 

Tit. 530 — Darlehen für den mit öffent- 
lichen Mitteln geförderten sozialen Woh- 
nungs'bau und Prämien nach dem Woh- 
nungsbauprämiengesetz — 

Der Bundesrat beschließt, keine Einwen- 
dungen zu erheben. Er setzt aber eine Zu- 
sicherung ider Bundesregierung voraus, 
daß innerhalb der Gesamtausgaben der 
Bundesregierung (die Zurverfügungstellung 
der Mittel für den sozialen Wohnungs- 
bau absolute Priorität hat. 

XI. Einzelplan 27 

- Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen - 

Kap. 2701 — Bundesministerium für gesamt- 
deutsche Fragen — 

a) Tit. 300 — Zuschüsse an Forschungs- 
institute für kultur- und volkspolitische 
Zwecke und ähnliche Einrichtungen sowie 
für allgemeine kulturelle Zwecke — 


Stellungnahme der Bundes- 
regierung 


b) Tit. 895 — Erwerb von Beteiligungen 
an wohnungswirtschaftlichen Unter- 
nehmen des privaten Rechts (§ 48 
RHO) — 

Einverstanden 


2. Kap. A 2501 — Bundesministerium für 
Wohnungsbau — 

Tit. 530 — Darlehen für den mit öffent- 
lichen Mitteln geförderten sozialen Woh- 
nungsbau und Prämien nach dem Woh- 
nungsbauprämiengesetz — 

Die Bundesregierung hat von den Dar- 
legungen Kenntnis genommen. 


XL Einzelplan 27 

- Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen - 

Kap. 2701 — Bundesministerium für gesamt- 
deutsche Fragen — 

a) Tit. 300 — Zuschüsse an Forschungs- 
institute für kultur- und volkspolitisdie 
Zwecke und ähnliche Einrichtungen sowie 
für allgemeine kulturelle Zwecke — 
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b) Tit. 302 — Zuschüsse zur Förderung von 
Sdiulbauten in gefährdeten Grenzgebie- 
ten — 

In Tit. 300 und 302 sind die Ansätze wie 
folgt zu ändern: 

aa) Senkung d. Tit. 300 auf 19,5 Mio DM; 
bb) Erhöhung d. Tit. 302 auf 5 Mio DM. 

Bei der besonderen Bedeutimg von Schul- 
bauten in den gefährdeten Grenzgebieten 
erscheint eine Untersdireitung des vorjäh- 
rigen Ansatzes untragbar. 


XIL Einzelplan 32 - Bundesschuld - 

1 . Kap.3203 — Bundesschuldenverwaltung — 

Tit. 301 — Ausigaben aus Anlaß der Be- 
schaffung von Mitteln im Wege des Kre- 
dits — 

Der Ansatz von 80 000 000 DM ist gegen- 
über dem Ansatz des laufenden Rechnungs- 
jahres um 71,9 Mio DM erhöht worden. 
Die Erhöhung ist insbesondere darauf zu- 
rückzuführen, daß in dem neuen Ansatz 
auch das Disagio verrechnet werden soll. 
Die Verrechnung des Disagios im ordent- 
lichen Haushalt würde eine beträchtliche 
Belastung dieses Haushalts zugimsten 
des außerordentlichen Haushalts bedeuten, 
die nicht vertreten werden kann. Im Haus- 
haltsplan des ehemaligen Deutschen Reichs 
wurde das Disagio im außerordentlichen 
Haushalt verrechnet; in gleicher Weise ver- 
fahren die meisten Länder der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Es entspricht den Erfor- 
dernissen, die sich aus der Notwendigkeit 
des Haushaltsausgleichs ergeben, daß der 
Bxmid das gleiche Verfahren anwendet. Es 
wird deshalb vorgeschlagen, den Ansatz 
auf 10 Mio DM zu senken. 

2. Kap. 3205 — Verzinsung — 

Tit. 681 — Verzinsung der zur vorüber- 
gehenden Verstärkung der Betriebsmittel 
der Bundeshauptkasse aufgenommenen 
Mittel — 100 000 000 DM 


Stellungnahme der Bundes- 
regierung 

b) Tit. 302 — Zuschüsse zur Förderung von 
Schulbauten in gefährdeten Grenzge- 
bieten — 

Tit. 300 und 302 

An der Regierungsvorlage wird festge- 
halten. 


XII. Einzelplan 32 - Bundesschuld - 

1 . Kap. 3203 — Bundesschulden Verwaltung — 

Tit. 301 — Ausgaben aus Anlaß der Be- 
schaffung von Mitteln im Wege des 
Kredits — 

Das Disagio stellt wirtschaftlich eine Zins- 
vorauszahlung dar und ist infolgedessen 
ebenso wie die Zinsen und die Bankenpro- 
vision und sonstigen Unkosten, die bei 
diesem Titel veranschlagt sind, im ordent- 
lichen Haushalt auszubringen. Eine Aus- 
bringung dieser Ausgaben im außer- 
ordentlichen Haushalt würde zu einer 
Finanzierung von Zinsen und Unkosten 
durch Kreditmittel führen, was den 
Grundsätzen einer ordnungsmäßigen 
Finanzwirtschaft widerspricht. Diese Auf- 
fassung hat auch der Bundesschuldenaus- 
schuß in seiner Sitzung am 16. Oktober 
1951 vertreten. Der Senkung des An- 
satzes um 70 000 000 DM unter Ausbrin- 
gung eines gleich hohen Betrages im 
außerordentlichen Haushalt kann daher 
nicht stattgegeben werden. Es muß bei 
dem Ansatz im ordentlichen Haushalt 
verbleiben. 

2. Kap. 3205 — Verzinsung — 

Tit. 681 — Verzinsung der zur vorüber- 
gehenden Verstärkung der Betriebsmittel 
der Bundeshauptkasse aufgenommenen 
Mittel — 100 000 000 DM 
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Bei der Kassenlage des Bundes, die als sehr 
günstig bezeichnet werden darf, würde es 
einen unbegründeten Pessimismus bedeu- 
ten, wenn man Zinsen für den aufzuneh- 
menden Betriebsmittelkredit des Bundes in 
einer Höhe vorsehen wallte, welche die 
Inanspruchnahme der Ermächtigung des 
Bundesministers der Finanzen im Betrag 
von 3 Mio DM in fast voller Höhe vor- 
aussetzt. Es wird vorgeschlagen, iden An- 
satz auf 10 000 000 DM festzusetzen. 


XIIL Einzelplan 40 

- Soziale Kriegsfolgeleistungen - 

Kap. 4010 — Hilfsmaßnahmen für Spät- 
heimkehrer — 

a) Tit. 530 — Darlehen an Spätheimkehrer 
zum Aufbau oder zur Sicherung der Exi- 
stenz — 

b) Tit. 531 — Darlehen an Spätheimkehrer 
zur Beschaffung von Hausrat — 

Eine Stellungnahme wird nicht für möglich 
gehalten, solange das Gesetz nicht verkün- 
det ist und die zu erwartenden Richtlinien 
nicht vorliegen. 


XIV. Einzelplan 60 

- Allgemeine Finanzverwaltung - 

1. Kap. 6001 — Steuern und sonstige Ein- 
nahmen — 

Tit. St 10 — Zölle — 


Stellungnahme der Bundes- 
regierung 

Die Höhe der Inanspruchnahme steht 
nicht fest. Sie ist insbesondere auch ab- 
hängig von dem Abruf der Besatzungs- 
kostenrückstände. Es läßt sich auch nidit 
übersehen, ob der gegenwärtige Diskont- 
satz von 3V2 V. H. für das ganze Jahr 
1954 beibehalten wird. Außerdem hat der 
Bund in erheblichem Umfang U-Schätze 
begeben, Umlauf auf dem Geldmarkt am 
30. September 1953 rd. 600 Mio DM. 
Hiervon ist ein erheblicher Teil lang- 
fristig, für die ein Diskontsatz von 4v.H,, 
4 V 2 V. H. und 5 V. H. vergütet wird. Der 
Anregung kann daher nidit stattgegeben 
werden. Die Bundesregierung ist genötigt, 
der Veranschlagung die wahrscheinliche 
Höhe der Aufwendungen, nicht aber die 
Möglichkeit des Vorliegens lauter gün- 
stiger Umstände zugrunde zu legen. 


XIIL Einzelplan 40 

- Soziale Kriegsfolgeleistungen - 

Kap. 4010 — Hilfsmiaßnahmen für Spät- 
heimkehrer — 

a) Tit. 530 — Darlehen an Spätheimkehrer 
zum Aufbau oder zur Sicherung der 
Existenz — 

b) Tit. 531 — Darlehen an Spätheimkehrer 
zur Beschaffung von Hausrat — 

Die Bundesregierung hat hierzu nichts zu be- 
merken. 


XIV. Einzelplan 60 

- Allgemeine Finanzverwaltung - 

1. Kap. 6001 — Steuern und sonstige Ein- 
nahmen — 

Tit. St 10 — Zölle — 
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Der Ansatz von 1 230 Mio DM 

ist um 130 Mio DM 

auf 1 360 Mio DM 

zu erhöhen. Die Veranschlagung der Bun- 
desregierung geht von der Annahme aus, 
daß bei einer Steigerung des Sozialproduk- 
tes um annähernd 5 v. H. mit einer etwa 
gleichen Zuwachsrate bei den Zolleinnah - 
men gegenüber 1953 zu rechnen ist. Die 
voraussichtliche Einnahme 1953 aus Zöl- 
len, die dieser Zuwachsrate zugrunde zu 
legen ist, ist aber offenbar zu niedrig an- 
genommen. Das Aufkommen aus Zöllen 
in der Zeit vom 1. April bis 31. Oktober 
1952 betrug rd. 625,7 Mio DM. 

Das gesamte Zollaufkommen im Rech- 
nungsjahr 1952 belief sich auf 1 121,9 Mio 
DM. Auf die ersten sieben Monate des 
Rechnungsjahres 1952 entfielen demnach 
55,77 V. H. des Jahresaufkommens. Die 
Zolleinnahmen in der Zeit vom 1. April bis 
31. Oktober 1953 betrugen 732 Mio DM. 
Legt man den Anteilsatz des Rechnungs- 
jahres 1952 von 55,77 v. H. der Schät- 
zung des Jahresaufkommens 1953 zu- 
grunde, so sind lim Rechnungsjahr 1953 
aus Zöllen mehr als 1 300 Mio DM zu 
erwarten. Bei Anwendung der von der 
Bundesregierung vorgesehenen Zuwachsrate 
ergibt sich dann ein Aufkommen für das 
Rechnungsjahr 1954 von mindestens 

1 360 Mio DM. 

Dieses Aufkommen über- 
steigt den Ansatz im 
Haushaltsvoranschlag 
1954 von 1 230 Mio DM 

um 130 Mio DM. 


Stellungnahme der Bundes- 
regierung 

Die Steuerschätzungen der Bundesregie- 
rung sind in ihrer Gesamtheit an der Ent- 
wicklung des Bruttosozialproduktes aus- 
gerichtet; das gilt auch für die Zolleinnah- 
men. Es ist deshalb nicht möglich, diese 
eine Position aus dem Zusammenhang 
herauszulösen und für sich zu beurteilen. 
Im Zusammenhang mit der künftigen 
Entwicklung der Zolleinnahmen sind nach 
der Auffassung der Bundesregierung ins- 
besondere folgende Umstände zu be- 
achten: 

a) Die Auswirkungen der Montanunion. 
Durch die Montanunion sind die 
Mitgliedsländer zur Aufhebung der 
Zölle im wechselseitigen Verkehr 
unter den Montanunionländern 
verpflichtet. Die Durchführung 
dieses Grundsatzes führt zu einem 
Zollausfall im Betrage von jährlich 
etwa 65 Mio DM (berechnet nach der 
Einfuhr im Jahre 1952). 

b) Ermäßigung der Zollsätze für Mine- 
ralöl. 

Zum Ausgleich der Mineralölsteuerer- 
höhung sind die Mineralölzölle durch 
das Gesetz zur Neuregelung der Ab- 
gaben auf Mineralöl vom 23. April 
1953 — Bundeszollblatt S. 129 — ge- 
senkt worden. In Auswirkung dieser 
Neuregelung ist ein Zollausfall in 
Höhe von jährlich etwa 30 Mio DM 
zu erwarten. 

c) Durch zahlreiche Verordnungen sind 
Zoll-Tarif Senkungen und -Befreiungen 
angeordnet worden. 

d) Bei Kaffee und Tee sind zwar infolge 
der Erhöhung der Einfuhrmengen 
Mehreinnahmen zu erwarten, deren 
Betrag mit jährlich 50 — 60 Mio DM 
in Ansatz zu bringen ist. Auch bei 
Tabak, ölen und Fetten sind infolge 
Erhöhung der Einfuhrmengen leichte 
Mehreinnahmen zu erwarten, des- 
gleichen bei Kakao. Zum Ausgleich 
treten aber auf der anderen Seite bei 
verschiedenen Positionen — insbeson- 
dere bei Milch und Molkereierzeugnis- 
sen — Rückgänge ein. 
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Stellungnahme der Bund.es- 
r e g i e r u n g 


2. Kap. 6002 — Allgemeine Bewilligungen — 

a) Tit. 695 — Mehrausgaben infolge 
Wegfalls der Kürzung um 4 v. H. für 
Einzelansätze im Plan des ordentli- 
chen Haushalts für das Rechnungsjahr 
1954 (§ 4 Abs. 2 des Haushaltsge- 
setzes) — 

Der Ansatz von 671 Mio DM ist um 
171 Mio DM auf 500 Mio DM zu 
kürzen. 

Die Bundesregierung hat den Haus- 
halt für das Redinungsjahr 1954 als 
den Haushalt der Sparsamkeit bezeich- 
net und in § 4 des Haushaltsgesetzes 
vorgesehen, daß bei allen Einzelplänen 
eine Kürzung der Ausgaben in Höhe 
von 4 V. H. der Ansätze erfolgen soll. 
Dadurch ergibt sich bei vollständiger 
Durchführung der Kürzungen eine 
Minderausgabe von 1 008 Mio DM. 

§ 4 Abs. 2 des Entwurfs des Haushalts- 
gesetzes gibt zwar dem Bundesminister 
der Finanzen die Ermächtigung, von der 
4®/oigen Kürzung Befreiung zu ertei- 
len, wenn die Ausgaben bis zur vollen 
Höhe des Ausgabeansatzes wegen einer 
internationalen Rechtsverpflichtung 
oder aus sonstigen unabweisbaren 
Gründen zwangsläufig sind. Diese Ab- 
weichung von der Regel muß aber eine 


e) Auf Grund der Bemühungen xim eine 
Ausweitung der Liberalisierung oder 
auf Grund der Zahlungsbilanzsitua- 
tion (insbesondere gegenüber der 
E2U) ist eine ins Gewicht fallende 
Steigerung der Wareneinfuhr (mit 
entsprechender Erhöhung der Zoll- 
einnahmen) nicht zu erwarten. 

f) Die Einnahmen aus Zöllen sind im 
Haushaltsplan 1953 mit 1 175 Mio 
DM und im Haushaltsplan 1954 mit 
1 230 Mio DM in Ansatz gebracht. 
Eine völlig gesicherte Schätzung ist 
bei den Zolleinnahmen sehr schwer 
möglich, da die Erträge aus jahreszeit- 
lichen Gründen und in Abhängigkeit 
von den jeweiligen Handelsverträgen 
starke Schwankungen aufweisen. 

Nach alldem muß es bei dem Ansatz 
der Regierüngsvorlage bleiben. 

2. Kap. 6002 — Allgemeine Bewilligimgen — 

a) Tit. 695 — Mehrausgaben infolge 

Wegfalls der Kürzung um 4 v. H. für 
Einzelansätze im Plan des ordent- 
lichen Haushalts für das Rechnungs- 
jahr 1954 (§ 4 Abs. 2 des Haushalts- 
gesetzes) — 

Die Bumdesregierung hat zu B 4 der 
Allgemeinen Bemerkungen die Gründe 
dargelegt, die sie berechtigen, den 
Haushaltsplan für 1954 als einen 
Haushaltsplan der Sparsamkeit zu be- 
zeichnen. Die Veranschlagung eines 
höheren finanziellen Ergebnisses der 
prozentualen Kürzung ist aus den 
ebenda vor getragenen Gründen nicht 
möglich. Wenn beispielsweise darauf 
hingewiesen wird, daß der Zuschuß an 
Berlin der Kürzung unterliegt, be- 
weist damit die Bundesregierung den 
rechten Maßstab, den sie an das Kür- 
zungsvorhaben angelegt hat und die 
Dringlichkeit der Kürzungsmaß- 
nahme, ohne die ein Haushaltsaus- 
gleidi nicht möglich gewesen wäre. 


28 



Stellungn ahme des Bundesrates 


Ausnahme bleiben. Die Öffentlichkeit 
hat die 4Voige Kürzung aller Haus- 
haltsansätze lebhaft begrüßt und 
würde es nidit verstehen, wenn in Be- 
zug auf Regel und Ausnahme umge- 
kehrt verfahren würde. Der in § 4 
Abs. 1 des Haushaltsgesetzes verkün- 
dete Sparwille der Bundesregierung 
muß schon deshalb in die Tat umgesetzt 
werden. Der für Ausnahmefälle vor- 
gesehene Lockeru'ngsbetrag sollte daher 
die Hälfte der grundsätzlich einzu- 
sparenden Summe keinesfalls über- 
schreiten. 

b) Tit. 531 — Tit. 532 — Tit. 533 

In den Einzelplan 60 sind unter den 
bezeichneten Titeln aufzunehmen: 

Tit. 531 — 

Hilfsmaßnahmen für 
Heimkehrer (2. Pro- 
gramm) — 50 Mio DM 

Tit. 532 — 

Steigerung der Wirt- 
schaftskraft und Beseiti- 
gung von Wirtschafts- 
schäden in den Grenz- 
bezirken des Bundes- 
gebietes — 120 Mio DM 

Tit. 533 — 

Unterbringung von 
Flüchtlingen aus der 
sowjetisch besetzten Zone 
und dem sowjetisch be- 
setzten Sektor Berlins 
im Bundesgebiet (Zu- 
satzprogramm) — ... 70 Mio DM 

Es handelt sich um die Übernahme der 
hier einzufügenden Ausgäbeansätze der 
Ergänzungsvorlage zum Entwurf eines 
Gesetzes über die Feststellung des Bun- 
deshaushaltsplanes für das Rechnungs- 
jahr 1954 (BR-Drucks. Nr. 505/53). 

3. Kap. 6004 — Sonderleistungen des 
Bundes — 

Tit. 311 — Leistungen des Bundes nach 
dem Bundesergänzungsgesetz zur Entschä- 
digung für Opfer der nationalsozialisti- 
schen Verfolgung — 


Stellungnahme id e r Bundes- 
regierung 


b) Tit. 531 — Tit. 532 — Tit. 533 

Die Ausgabeansätze »der Ergänzungs- 
vorlagie sind, wie folgt, in den Ent- 
wurf des BundeshaushÄsplans einge- 
stellt: 

Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer 
(2. Programm) 

50 Mio DM in den Einzelplan 40 
(Soziale Kriegsfolgeleistungen) 

Steigerung der Wirtschaftskraft und 
Beseitigung von Wirtschaftsschäden in 
den Grenzbezirken des Bundesgebietes 
120 Mio DM in den Einzeiplan 60 
(Allg. Finanzverwaltung) 

Unterbringung von Flüchtlingen aus 
der sowjetisch besetzten Zone und 
dem sowjetisch besetzten Sektor Ber- 
lins im Bundesgebiet (Zusatzpro- 
gramm) 

70 Mio DM in den Einzeiplan 25 
(Bundesminister für Wohnungsbau) 


3. Kap. 6004 — Sonderleistungen des Bun- 
des — 

Tit. 311 — Leistungen des Bundes nach 
dem Bundesergänzungsgesetz zur Ent- 
schädigung für Opfer der nationalsozia- 
listischen Verfolgung — 
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regierung 


Der Bundesrat hat davon Kenntnis genom- 
men, daß dieser Ansatz, dessen Sdiätzungs- 
grundlagen nur schwer zu prüfen sind, 
von der Annahme ausgeht, daß die 
Kostenregelung des § 77 Abs. 2 des Bun- 
desergänzungsgesetzes zur Entsdiädigung 
für Opfer der nationalsozialistischen Ver- 
folgung (BEG) vom 18, September 1953 
(BGBl. I S. 1387) auch über den 31. De- 
zember 1954 hinaus fortgilt. Der Bundes- 
rat bemerkt, daß hieraus nicht der 
Schluß gezogen werden kann, er schließe 
sich der vorstehenden Annahme an. 

4. Kap. 6001 — Steuern und sonstige Ein- 
nahmen — 

Tit. St 9 — Anteil des Bundes an der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer — 

Ergänzungsvorlage Nr. 1 

Der Gesamt ansatz beider Verrechnungs- 
stellen ist auf 4 560 Mio DM zu kürzen. 
Nach Art. 106 Abs. 3 GG kann der Bund 
durch Bundesgesetz mit Zustimmung des 
Bundesrates einen Teil der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer zur Dek- 
kung seiner durch andere Einkünfte nicht 
gedeckten Ausgaben in Anspruch nehmen. 
Die Stellungnahme des Bundesrates zu 
diesem und den übrigen Einzelplänen des 
Haushaltsplanes 1954 (einschl. der Ergän- 
zungsvorlage) ergibt, claß nur in vorste- 
hender Höhe ein Ausgleich des ordentli- 
chen Haushalts gemäß Art. 106 Abs. 3 GG 
erforderlich ist. 


Die Bundesregierung nimmt von der Er- 
klärung des Bundesrats Kenntnis. 


4. Kap. 6001 — Steuern und sonstige Ein- 
nahmen — 

Tit. St 9 — Anteil des Bundes an der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer — 

Ergänzungsvorlage Nr. 1 

Die Bundesregierung beharrt auf ihrer 
Forderung eines Anteils von 42 v. H. an 
der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer. Sie glaubt, in den vorstehenden 
Bemerkungen dargetan zu haben, daß 
ihre Einnahmeschätzungen (wie in den 
Vorjahren) richtig und ihre Ausgabever- 
anschlagungen haushaltsrechtlich und 
sachlich zutreffend sind. Die Vorschläge 
des Bundesrats, die auf eine Beibehaltung 
des jetzigen Anteilsatzes des Bundes an 
der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer hinauslaufen, muß sie daher ab- 
lehnen. Die Bundesregierung unter- 
streicht in diesem Zusammenhang noch- 
mals mit besonderem Nachdruck die Tat- 
sache, daß es ihr gegen die haushalts- 
rechtlichen Bestimmungen nicht einmal 
möglich war, auch nur einen Teil des 
kassenmäßigen oder rechnungsmäßigen 
Fehlbetrages der Vorjahre in den Haus- 
haltsplan 1954 einzustellen. Dieser Um- 
stanci dürfte die ernste Lage des Entwurfs 
des Bundeshaushaltsplans für das Reeh- 
nungsjahr 1954 am deutlichsten kenn- 
zeichnen. 

Der Einnahmeansatz der Ergänzungsvor- 
lage ist in den Einnahmetitel des Ent- 
wurfs des Bundeshaushaltsplans einge- 
arbeitet. 
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